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Wir Wilhelm „von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie für 
den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


N 1. 

Behufs Erleichterung und anderweitiger Regelung der öffentlichen Laſten 
der Gemeinden (Gutsbezirke) werden die folgenden direkten Staatsſteuern gegen⸗ 
über der Staatskaſſe außer Hebung geſetzt: 

1) die nach den Geſetzen vom 21. Mai 1861 Geſetz-Samml. S. 253 
und 317) ſowie nach den hierzu ergangenen ergänzenden und ab» 
ändernden Geſetzen veranlagte Grund- und Gebäudeſteuer, 

2) die nach dem Geſetze vom 24. Juni 1891 GGeſetz-Samml. S. 205) 
veranlagte Gewerbe- und Betriebsſteuer. 


$. 2. 
Ferner werden außer Hebung geſetzt: 


1) die von den Bergwerken in den älteren rechtsrheiniſchen Landestheilen 
zu entrichtende Aufſichtsſteuer und Bergwerksabgabe GGeſetz über die 
Beſteuerung der Bergwerke für den ganzen Umfang der Monarchie, 
mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer belegenen Landestheile, 
vom 12. Mai 1851, §. 8 — Geſetz-Samml. S. 261 —, Geſetz, die 
Bergwerksabgaben betreffend, vom 20. Oktober 1862, §. 4 —, Geſetz⸗ 
Samml. S. 351 —), 
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2) die in den übrigen Landestheilen zu entrichtende Bergwerksabgabe 
(Geſetz, die Bergwerksabgaben betreffend, vom 20. Oktober 1862, F. 6; 
Verordnungen für das Gebiet des vormaligen Königreichs Hannover, 
vom 8. Mai 1867, Artikel XXI — Geſetz-Samml. S. 601 —, für 
das Gebiet des vormaligen Kurfürſtenthums Heſſen, die Stadt Frank— 
furt und die vormals Königlich Bayeriſchen Gebietstheile, vom 1. Juni 
1867, Artikel XVII — Geſetz-Samml. S. 770 —, für das vormalige 
Herzogthum Naſſau, die vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheile 
und die vormalige Landgrafſchaft Heſſen-Homburg einſchließlich des 
Oberamtsbezirks Meiſenheim, vom 1. Juni 1867, Artikel I F. 2 
— Geſetz-Samml. S. 802 —, Geſetz, betreffend die Einführung des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 in das Gebiet des 
Herzogthums Lauenburg, vom 6. Mai 1868, Artikel VII — Offizielles 
Wochenblatt für das Herzogthum Lauenburg für 1868 Nr. 36 —; 
Geſetz, betreffend die Einführung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 in das Gebiet der Herzogthümer Schleswig und 
Holſtein, vom 12. März 1869, Artikel IX — Geſetz-Samml. S. 453 —). 


$. 3. 

Die Vorſchriften der in den GE. 1 und 2 bezeichneten Geſetze bleiben, 
ſoweit nicht in dem gegenwärtigen Geſetze und in dem Kommunalabgabengeſetze 
Abweichendes beſtimmt iſt, in Kraft. 

Die Veranlagung und Verwaltung der Grund-, Gebäude- und Gewerbe- 
ſteuer wird, ſoweit nicht in dem gegenwärtigen Geſetze Abweichendes beſtimmt 
iſt, unter Aufrechterhaltung der dieſerhalb beſtehenden geſetzlichen Einrichtungen 
vom Staate für die Zwecke der kommunalen Beſteuerung ausgeführt. Die 
landſtändiſche Mitwirkung bei der Verwaltung der Grundſteuer innerhalb des 
kommunalſtändiſchen Verbandes der Oberlauſitz (Geſetz, betreffend die definitive 
Untervertheilung und Erhebung der Grundſteuer u. ſ. w., vom 8. Februar 1867, 
§. 49 — Geſetz-Samml. S. 185 —) wird hierdurch nicht berührt. 


F. 4. 

Die Veranlagung (F. 3) ift auf diejenigen Liegenſchaften, Gebäude und 
Gewerbebetriebe auszudehnen, welche von der entſprechenden Staatsſteuer frei- 
geblieben, aber gemäß den Beſtimmungen des Kommunalabgabengeſetzes der 
Kommunalſteuerpflicht unterworfen ſind. 

Für die Veranlagung gelten, ſoweit nicht in dem gegenwärtigen Geſetze 
und in dem Kommunalabgabengeſetze Abweichendes beſtimmt iſt, die allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften, welche bei der Heranziehung zu den entſprechenden Staats- 
ſteuern anzuwenden geweſen ſein würden. Insbeſondere ſind gegen die Ver— 
anlagung dieſelben Rechtsmittel zuläſſig, mit denen die Veranlagung der ent— 
ſprechenden Staatsſteuer hätte angefochten werden können. 


§. 5. 

Die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, welche von der Veranlagung 
der im F. 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Steuern oder von einzelnen derſelben 
anderweitige Rechtsfolgen, insbeſondere die Begründung von Rechten oder Pflichten 
abhängig machen, bleiben aufrecht erhalten; ſoweit hierbei die Entrichtung ſolcher 
Steuern vorausgeſetzt wird, treten an die Stelle der zu entrichtenden die ver- 
anlagten Beträge. 

Auf die Beſtimmungen im F. 9 1 Nr. 4 des Einkommenſteuergeſetzes vom 
24. Juni 1891 (Geſetz-Samml. S. 175) findet diefe Vorſchrift keine Anwendung. 

Die Vorſchrift findet gleichfalls keine Anwendung auf die Bildung der 
Urwählerabtheilungen für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten. Ueber 
dieſe, ſowie über die Bildung der Wählerabtheilungen für die Wahl von Ge- 
meindevertretungen ergeht beſondere geſetzliche Beſtimmung. 

$. 6. 

Die für die Provinzen Rheinland und Weſtfalen beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften über den Grundſteuerdeckungsfonds und den Fonds zur Erhaltung 
und Erneuerung des Kataſters (Grundſteuergeſetz für die weſtlichen Provinzen 
vom 21. Januar 1839, §. 2 zu b und e, $$. 4, 44 bis 48 — Geſetz⸗Samml. 
S. 30 —, Verordnung, betreffend die Feſtſtellung und Untervertheilung der 
Grundſteuer in den beiden weſtlichen Provinzen, vom 12. Dezember 1864, $$. 3, 
4, 21 — Geſetz-Samml. S. 683 —) treten außer Kraft. 

An Stelle dieſer Vorſchriften treten die in den übrigen Landestheilen 
geltenden allgemeinen Beſtimmungen. ; 

Mit der Auflöfung der Fonds gehen die Beſtände, ſowie die alsdann noch 
beſtehenden Forderungen und Verpflichtungen 


a) des Grundſteuerdeckungsfonds auf die Kreiſe der betreffenden Regierungs- 
bezirke nach Maßgabe der veranlagten Grundſteuer, 
b) des Fonds zur Erhaltung und Erneuerung des Kataſters auf die 
Staatskaſſe 
über. 
X $. 7. 
Die auf die Aufbewahrung der Kopien der Kataſterdokumente und auf 
die Ertheilung beglaubigter Auszüge aus denſelben bezüglichen Beſtimmungen im 
Artikel II des Geſetzes über die Veräußerung und hypothekariſche Belaſtung von 
Grundſtücken im Geltungsbereiche des Rheiniſchen Rechts vom 20. Mai 1885 
Geſetz-Samml. S. 139) werden auf die übrigen Theile der Rheinprovinz und 
auf die Provinz Weſtfalen ausgedehnt. 


§. 8. 
Soweit die Beſtrafung von Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über 
die Grunde, Gebäude- und Gewerbeſteuer von der Vorenthaltung oder von dem 
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Verluſte der Steuer gegenüber dem Staate abhängig gemacht ift (Gebäudeſteuer⸗ 
geſetz vom 21. Mai 1861, K. 17 Abſatz 3; Geſetz, betreffend die definitive Unter- 
vertheilung und Erhebung der Grundſteuer in den ſechs öſtlichen Provinzen, vom 
8. Februar 1867, §. 34 Abſatz 3; Geſetz, betreffend die Ausführung der ander- 
weiten Regelung der Grundſteuer in den Provinzen Schleswig-Holſtein, Hannover 
und Heffen-Naffau, ſowie in dem Kreiſe Meiſenheim, vom 11. Februar 1870, 
$.1 — Geſetz⸗Samml. S. 85 —, Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891, 
F. 70), gilt als vorenthalten (verloren) derjenige Betrag, welcher im Falle fort⸗ 
dauernder Hebung der Steuer zur Staatskaſſe nach Maßgabe der Veranlagung 
(F. 3 Abſatz 2, §. 4) zu entrichten geweſen fein würde. 

Die im F. 17 Abſatz 3 des Gebäudeſteuergeſetzes vom 21. Mai 1861 be⸗ 
ſtimmte dreimonatige Anmeldefriſt für neuentſtandene Gebäude (F. 15 zu 4 a. a. O.), 
desgleichen für weſentliche Verbeſſerungen von Gebäuden, ſowie Vergrößerungen 
der zu ihnen gehörigen Hofräume und Hausgärten (F. 15 zu 5 a. a. O.) beginnt 
mit dem Ablaufe des Rechnungsjahres, in welchem die Veränderung ein⸗ 
getreten iſt. 


$. 9. 
Zum Bezuge von Nachſteuern (Gebäudeſteuergeſez vom 21. Mai 1861, 
F. 17 Abſatz 4; Geſetz vom 8. Februar 1867, F. 34 Abſatz 4; Geſetz vom 
11. Februar 1870, §. 1; Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891, $$. 70, 78) 
iſt diejenige Gemeinde berechtigt, welcher nach den Beſtimmungen des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes das entſprechende Steueraufkommen zuſteht. 


§. 10. 


Die Beſtimmungen im $. 81 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 
werden aufgehoben. 

Das Aufhören eines ſteuerpflichtigen Gewerbes ift nicht der Hebeſtelle 
(. 58 Abſatz 1 a. a. O.), ſondern dem Vorſitzenden des für die Veranlagung 
zuſtändigen Steuerausſchuſſes anzuzeigen. 


g. 11. 


Die Hebung und Beitreibung der Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer 
liegt derjenigen Gemeinde ob, welche nach den Beſtimmungen des Kommunal- 
abgabengeſetzes zum Bezuge des entſprechenden Steueraufkommens berechtigt iſt. 

Die Ausfälle treffen die Gemeindekaſſe. Die Ermächtigung zum Erlaſſe 
und zur Ermäßigung veranlagter Steuern (Geſetz, betreffend den Erlaß oder die 
Ermäßigung der Grundſteuer in Folge von Ueberſchwemmungen, vom 15. April 
1889, F. 1 Nr. 1 — Geſetz-Samml. S. 99 —, Gewerbeſteuergeſetz vom 
24. Juni 1891, §§. 44, 45) geht auf die Gemeinden über. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über Anſprüche der Gemeinden auf Mit⸗ 
verwaltung ihrer Kaſſen durch ſtaatliche Kaſſenbeamte (Gemeindeordnung für die 
Rheinprovinz vom 23. Juli 1845, $$. 79, 106 — Geſetz-Samml. S 523 —, 


* 


Landgemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856, $$. 44, 73 
— Geſetz-Samml. S. 265 — werden aufgehoben. 


§. 12. 


Die auf die Betriebsſteuer bezüglichen Vorſchriften des Gewerbeſteuergeſetzes 
vom 24. Juni 1891 gelangen nach Maßgabe folgender Beſtimmungen zur An 
wendung: 


1) Erſtreckt ſich ein betriebsſteuerpflichtiges Gewerbe über mehrere Kreiſe, 
fo iſt für jeden dieſer Kreiſe die Hälfte der im §. 60 Nr. 1 und 2 
a. a. O. beſtimmten Steuerſätze zu entrichten. Auf die im F. 60 Abſatz 2 
a. a. O. bezeichneten Betriebsſtätten findet dieſe Beſtimmung keine 
Anwendung. 


2) Die Betriebsſteuer wird in den Landkreiſen vom Landrath, in den 
Stadtkreiſen vom Gemeindevorſtande, in Berlin von der Direktion für 
die Verwaltung der direkten Steuern feſtgeſtellt. 

Dieſen Behörden ſtehen auch die Befugniß zur Herabſetzung der 
Betriebsſteuer gemäß $. 61 und die anderweite Feſtſtellung gemäß $. 65 
Abſatz 2 a. a. O. zu. 

3) Die Betriebsſteuer iſt binnen zwei Wochen nach erfolgter Behändigung 
der Steuerzuſchrift in einer Summe zu entrichten. 

Die im F. 61 a. a. O. bezeichneten Steuerpflichtigen haben die 
Steuer vor Eröffnung des Betriebes zu entrichten, oder, falls bis 
dahin die Steuerzuſchrift noch nicht behändigt iſt, einen von dem Ge— 
meinde⸗(Guts⸗) Vorſtande zu beſtimmenden Geldbetrag bei der gleich— 
zeitig zu bezeichnenden Kaſſe zur Deckung der Steuer zu hinterlegen, 
widrigenfalls ihnen die Ausübung des Betriebes nach Maßgabe des 
§. 63 a. a. O. unterſagt werden kann. 


$. 13. 


Die Gemeinden (Gutsbezirke) haben die Betriebsſteuer in den veranlagten 
Beträgen (F. 12) von den Pflichtigen ihres Bezirks zu erheben. 

Die Gemeinden (Gutsbezirke) der Landkreiſe haben die erhobenen Beträge 
am Schluſſe eines jeden Vierteljahres an die Kreiskommunalkaſſe abzuführen. 

Sofern die Gemeinden nach den Beſtimmungen des Kommunalabgaben- 
geſetzes beſondere Betriebsſteuern eingeführt haben, müſſen ſie denjenigen Betrag, 
welcher fich bei Anwendung der Beſtimmungen der GY. 60 bis 69 des Gewerbe- 
ſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 und des $. 12 des gegenwärtigen Geſetzes er- 
geben würde, an die Kreiskommunalkaſſe abführen. 

Die Kreiſe haben das ihnen zufließende Aufkommen der Betriebsſteuer 
(Abſatz 2 und 3) zur Beſtreitung ihrer Ausgaben zu verwenden. 
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$. 14. 


Die Koften der Veranlagung und Verwaltung der Steuern ($. 3 Abſatz 2, 
§. 4) werden, ſoweit ſie nicht durch die den Gemeinden hierbei übertragenen Ge— 
ſchäfte entſtehen, aus der Staatskaſſe beſtritten. 

Das Aufkommen an Gebühren, Koſten und Strafen im Bereiche der 
Grund-, Gebäude- und Gewerbe-(Betriebs-) Steuer fließt in die Staatskaſſe. 

Sofern im Bereiche der Kataſterverwaltung die Ausführung von Neu⸗ 
meſſungen ganzer Gemarkungen oder größerer Theile von ſolchen ſeitens einer 
Gemeinde oder der betheiligten Grundbeſitzer beantragt wird, oder vorzugsweiſe 
der Gemeinde oder den betheiligten Grundbeſitzern zum Vortheile gereicht, kann 
die Ausführung nach Beſtimmung des Finanzminiſters von der Entrichtung eines, 
ſeitens der Gemeinde oder der betheiligten Grundbeſitzer zu leiſtenden Beitrages 
zu den Koſten der Neumeſſung abhängig gemacht werden. 


§. 15. 

Die Koſten der Hebung und Beitreibung der Steuern ($$. 11, 13) find 
von den Gemeinden zu tragen. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Verpflichtung der Grundſteuer⸗ 
pflichtigen zur Entrichtung von Beiſchlägen behufs Beſtreitung der Elementar⸗ 
erhebungskoſten (Grundſteuergeſetz für die weſtlichen Provinzen vom 21. Januar 
1839, §§. 2a, 3; Geſetz vom 11. Februar 1870, $. 11) werden aufgehoben. 


$. 16. 


Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Anſprüche der Gemeinden (Guts⸗ 
bezirke) auf den Bezug von Vergütungen für die bei Veranlagung der Gewerbe- 
ſteuer und der Einkommenſteuer ihnen übertragenen Geſchäfte (Gewerbeſteuergeſetz 
vom 24. Juni 1891, F. 75 Abſatz 1; Einkommenſteuergeſetz vom 24. Juni 1891, 
§. 73 Abſatz 1) treten außer Kraft. 

Durch Königliche Verordnung kann den Gemeinden und ſelbſtſtändigen 
Gutsbezirken die Verpflichtung auferlegt werden, in ihren Bezirken die Elementar⸗ 
erhebung der ſämmtlichen direkten Staatsſteuern, der Domänen-, Rentenbank⸗ 
und Grundſteuerentſchädigungs-Renten ſowie die Abführung der erhobenen Beträge 
an die zuſtändigen Staatskaſſen ohne Vergütung zu bewirken. 


$. 17. 


Anſprüche auf Grundſteuerentſchädigungen aus den $$. 1, 15 bis 17 des 
Geſetzes vom 11. Februar 1870 und aus dem Grundſteuerentſchädigungsgeſetze 
vom 21. Mai 1861 — Geſetz-Samml. S. 327 — ſowie auf ſonſtige, ſeitens 
des Staates zu leiſtende Entſchädigungen, welche die Entrichtung der Grundſteuer 
an den Staat zur Vorausſetzung haben, finden nicht ferner ſtatt. 
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$. 18. 

Die auf Grund der GY. 1 bis 4 des Grundſteuerentſchädigungsgeſetzes vom 
21. Mai 1861 und der §§. 1, 15 des Geſetzes vom 11. Februar 1870 für die 
Aufhebung von Grundſteuerbefreiungen und Grundſteuerbevorzugungen geleiſteten 
Entſchädigungen ſind nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen an die Staats⸗ 
kaſſe zurückzuerſtatten. l 

Hierbei ift, ſoweit die Entſchädigung durch Erlaß von Domänenabgaben 
oder Domänenamortiſationsrenten ſtattgefunden hat, das zu erſtattende Ent— 
ſchädigungskapital nach dem zwanzigfachen Betrage der erlaſſenen Abgabe be 
ziehungsweiſe Rente zu berechnen. 

3. 19. 

Die Rückerſtattung (F. 18) bleibt ausgeſchloſſen bezüglich derjenigen Güter 
und Grundſtücke, welche nach erfolgter Entſchädigung durch läſtiges lentgeltliches) 
Rechtsgeſchäft veräußert worden ſind. 

Wenn fich die Veräußerung nur auf einen Theil des Gutes beziehungs⸗ 
weiſe Grundſtückes erſtreckt hat, ſo wird der Betrag der Rückerſtattung nach dem 
Verhältniſſe der Grundſteuer ermittelt. 

Falls jedoch der veräußerte Theil nur aus Abſpliſſen zu öffentlichen Wegen, 
zu Flüſſen, Bächen, Kanälen oder zu Eiſenbahnen beſteht, wird der hierauf ent— 
fallende Segen a von der für das ganze Gut oder Grundſtück ge 
leiſteten Entſchädigung nur dann abgerechnet, wenn der zur Rückerſtattung Ver⸗ 
pflichtete nachweiſt, daß der Grundſteuerreinertrag der Abſpliſſe mehr als den 
zehnten Theil des Grundſteuerreinertrages des ganzen Gutes oder Grundſtücks 
und zugleich mehr als 30 Mark beträgt. 

Die Rückerſtattung (F. 18) bleibt ferner in denjenigen Fällen ausgeſchloſſen, 
in welchen die Vorſchriften im $. 5 des Geſetzes vom 25. Mai 1885 (Geſetz— 
Samml. S. 170) deshalb nicht zur Anwendung gekommen ſind, weil der Beſitzer 
der betreffenden Grundſtücke die im $. 7 a. a. O. vorgeſehenen Vorausſetzungen 
nicht erfüllt hat. 

Bezüglich derjenigen Güter und Grundſtücke, deren Eigenthum nach er⸗ 
folgter Entſchädigung durch Schenkung, Vermächtniß, in Folge von Erbtheilungen 
oder Gutsüberlaſſungsverträgen übergegangen iſt, bleibt die Rückerſtattung des 
Entſchädigungskapitals zu demjenigen Bruchtheile ausgeſchloſſen, zu welchem der 
zeitige Eigenthümer weder unmittelbar noch mittelbar Erbe des Entſchädigten 
geworden iſt. 

§. 20. 

Diejenigen Städte, welche gemäß $. 7 des Geſetzes vom 21. Mai 1861 
entſchädigt worden ſind, haben die empfangene Entſchädigung an die Staatskaſſe 
zurückzuerſtatten. 

Sofern die einer Stadtgemeinde überwieſene Entſchädigungsſumme auf die 
einzelnen Beſitzer der Grundſtücke in der ſtädtiſchen Feldmark vertheilt worden iſt 
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($. 18 Abſatz 2 a. a. O.), haben diefe nach Maßgabe der $$. 18, 19 die Rüd- 
erſtattung an die Staatskaſſe zu bewirken. 


$. 21. 


Solchen Gemeinden, welche die Grundſteuerentſchädigung zu gemeinnützigen, 
keine entſprechende Verzinſung gewährenden Einrichtungen verwendet haben, kann 
die Rückerſtattung durch den Finanzminiſter ganz oder theilweiſe erlaſſen werden. 

Kommt in Folge von privatrechtlichen Abmachungen dem Grundbeſitzer die 
Außerhebungſetzung der ſtaatlichen Grund- und Gebäudeſteuer nicht zu ſtatten, ſo 
kann durch den Finanzminiſter der Zeitpunkt der Rückerſtattung und der Beginn 
der Verzinſung bis zum Ablauf des betreffenden Vertrages, längſtens aber bis 
zum 1. April 1910 hinausgeſchoben werden. 


522 


Soweit durch Vertrag eine Ablöſung der durch die Geſetze vom 21. Mai 
1861 Geſetz-Samml. S. 253 und 317) und 11. Februar 1870 aufrecht er⸗ 
haltenen Befreiungen von der Grund- und Gebäudefteuer ſtattgefunden hat, ift 
die empfangene Entſchädigung an die Staatskaſſe zurückzuerſtatten. 

Die Beſtimmungen des $. 19 finden entſprechende Anwendung. 


$. 23. 
Die zurückzuerſtattenden Kapitalien ($$. 18 bis 22) find ſeitens der Pflichtigen 
vom 1. April 1895 ab mit 3½ vom Hundert zu verzinſen. 
Die Feſtſtellung der zurückzuerſtattenden Kapitalien gebührt dem Finanz⸗ 
miniſter. 

Gegen die Feſtſtellung ſteht den Pflichtigen binnen einer, vom Tage 
der Mittheilung des zu erſtattenden Betrages ab laufenden Ausſchlußfriſt von 
drei Monaten der Rechtsweg offen. 

Die Beſchreitung des Rechtsweges hat aufſchiebende Wirkung. 


$. 24. 


Kapitalbeträge (F. 23), welche den Betrag von 25 Mark nicht erreichen, 
ſowie Kapitalbeträge, welche über einen durch 25 ohne Reſt theilbaren, in Mark 
ausgedrückten Geldbetrag hinausgehen, müſſen binnen einer Friſt von ſechs 
Monaten nach erfolgter endgültiger Feſtſtellung nebſt den bis zum Zahlungstage 
aufgelaufenen Zinſen zur Staatskaſſe eingezahlt werden. 

Dem Verpflichteten ſteht es frei, nach ſeiner Wahl entweder 


a) den noch verbleibenden Betrag des zu erſtattenden Kapitals nebſt den 
Zinſen binnen ſechs Monaten nach erfolgter endgültiger Feſtſtellung 
ebenfalls zur Staatskaſſe zurückzuzahlen, oder 

b) ſtatt deffen für die Zeit vom 1. April 1895 ab auf die Dauer von 
60½ Jahren eine in vierteljährigen Theilbeträgen fällige Tilgungsrente 
von jährlich 4 vom Hundert des Kapitals zu entrichten, wodurch das 


Ar r 


Kapitel mit 3½ vom Hundert verzinſt, ſowie mit & vom Hundert und 
mit den durch die fortſchreitende Tilgung erſparten Zinſen des urſprüng⸗ 
lichen Kapitalbetrages getilgt wird. 

Auch während des Zeitraums von 60½ Jahren kann der Verpflichtete die 
Tilgungsrente zum Beginn eines jeden Rechnungsjahres durch Baarzahlung des 
noch nicht getilgten Theils des Kapitals ganz oder theilweiſe ablöſen, mit der 
Beſchränkung, daß bei theilweiſer Ablöſung der fortzuentrichtende Theil der 
Tilgungsrente einen auf volle Mark abgerundeten Jahresbetrag ergeben muß. 
Welche Beträge in den verſchiedenen Jahren der 60½ jährigen Tilgungsdauer 
zur Ablöſung erforderlich ſind, ergiebt die beiliegende Tilgungstafel. 

Die fälligen Beträge an Kapital und Renten unterliegen der Beitreibung 
im Verwaltungszwangsverfahren. 

$. 25. 

Die aus den §§. 18, 19, 20 Abſatz 2, §§. 22 bis 24 folgenden Ber- 
pflichtungen ruhen auf den Gütern und Grundſtücken, wofür die Entſchädigung 
geleiſtet worden iſt, als eine öffentliche, auf jeden Beſitzer übergehende Laſt. 

Wird ein mit einer Tilgungsrente behaftetes Gut oder Grundſtück zerſtückelt, 
fo ift die Tilgungsrente nach den Vorſchriften der $$. 2 bis 5 des Geſetzes, be- 
treffend die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen u. ſ. w., 
vom 25. Auguft 1876 (Geſetz-Samml. S. 405) zu vertheilen, mit der Maßgabe, 
daß die Beſtätigung des Vertheilungsplanes durch die Bezirksregierung erfolgt. 

Die bei der Vertheilung ſich ergebenden, hinter dem Jahresbetrage von 
einer Mark zurückbleibenden Tilgungsrenten oder über volle Markbeträge über⸗ 
ſchießenden Rententheile find nach den Grundſätzen des §. 24 durch Kapital- 
zahlung abzulöſen. 

In den Fällen des $. 19 Abſatz 3 bleibt die Vertheilung ausgeſchloſſen. 


F. 26. 

Inſoweit nicht in den $$. 24, 25 ein Anderes beſtimmt ift, regeln fich 
die Zahlung, Sicherſtellung und Tilgung der Kapitalien und Tilgungsrenten 
nach den entſprechenden Vorſchriften in den $$. 18 bis 27 des Geſetzes über die 
Errichtung von Rentenbanken vom 2. März 1850 (Geſetz-Samml. S. 112), mit 
der Maßgabe, daß die Bezirksregierung an die Stelle der Rentenbank tritt. 


$. 27. 
Die ſämmtlichen, behufs Rückerſtattung von Kapitalien nebſt Zinfen 
($$. 18 bis 25) im Laufe eines jeden Rechnungsjahres gezahlten Beträge werden 
zum Zwecke der Tilgung von Staatsſchulden durch Rückkauf eines entſprechenden 
Betrages von Schulddokumenten der Staatsſchuldentilgungskaſſe überwieſen. 


§. 28. 

Das Geſetz, betreffend Ueberweiſung von Beträgen, welche aus landwirth⸗ 
ſchaftlichen Zöllen eingehen, an die Kommunalverbände, vom 14. Mai 1885 
(Geſetz-Samml. S. 128) tritt außer Kraft. 
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Soweit die Kreiſe bis zum 1. April 1895 die ihnen für das Rechnungs⸗ 
jahr 1894/95 zu überweiſenden Summen noch nicht empfangen oder über die 
Verwendung dieſer Summen noch keine endgültige Entſcheidung getroffen haben, 
kommen die Vorſchriften jenes Geſetzes auch ferner zur Anwendung. 


6. 29. 

Die Beſtimmungen der $$. 1 bis 27 finden auf die Hohenzollernſchen 
Lande keine Anwendung. 

Die Umgeſtaltung des Syſtems der direkten Steuern in dieſen Landen 
bleibt einem beſonderen Geſetze vorbehalten. 

Bis zum Erlaſſe eines ſolchen Geſetzes wird für die Hohenzollernſchen Lande 
vom 1. April 1896 ab ein feſter Jahresbetrag von 62 020 Mark aus der Staats⸗ 
kaſſe überwieſen. 

Dieſer Betrag wird nach den Verhältniſſen der durch die letzvorangegangene 
Volkszählung ermittelten Einwohnerzahlen auf die einzelnen Gemeinden vertheilt. 
Den Vertretern der letzteren ſteht die Beſchlußfaſſung über die Verwendung zu. 


$. 30. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1895, jedoch nur gleich⸗ 
zeitig mit dem Kommunalabgabengeſetze und dem Ergänzungsſteuergeſetze in Kraft i 
die Beſtimmungen der $$. 7, 10 Abſatz 1, F. 11 Abſatz 3, F. 14 Abſatz 3, 
§§. 17, 25 Abſatz 1 gelangen mit dem Tage der Verkündigung zur Geltung. 

Die Veranlagung für die Zwecke der kommunalen Beſteuerung ($. 3 
Abſatz 2, F. 4) erfolgt nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zunächſt für das 
Rechnungsjahr 1895/96. 

Die am 1. April 1895 verbliebenen Rückſtände der in den $$. 1, 2 be⸗ 
zeichneten Steuern werden nach Maßgabe der bis dahin geltenden Beſtimmungen 
zur Staatskaſſe eingezogen; das Gleiche gilt von Nachſteuern und Strafen im 
Bereiche der Grund⸗, Gebäude⸗ und Gewerbe- (Betriebs -) Steuer. 


§. 31. 


Die Miniſter der Finanzen und des Innern werden mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 14. Juli 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


ä 
Anlage. 


Til gungstafel. 


Anlage zu §§. 24 und 25 des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern 
vom 14. Juli 1893. 
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Tilgung eines mit 3'/, vom Hundert verzinslichen 
Kapitals von 100 Mark durch eine jährliche Rente Das Ablöſungskapital beträgt 
von 4 vom Hundert 


treffen von der und es im Laufe des 
nach Rente auf bleiben vom Rechnungs bon bon bon von 
Jahren | — TEET fontan noch jahres 10 Mark 9 Mark 8 Mark 7 Mark 
Zinſen | Kapital zu tilgen vom 1. April 
Mark. Mark. Mark. Mark. Mark. Mark. Mark. 
0 — — 100,0000 1895—1896 250,00 | 225,00 | 200,00 | 175,00 | 
1 3,5000 | 0,5000 99,5000 1896—1897 248,75 | 223,88 | 199,00 | 174,13 | 
2 3,4825 | 0,5175 98,9825 1897—1898 247,16 | 222,71 | 197,97 | 173,22 
3 3,4644 | 0,5356 98,4469 1898—1899 246,12 | 221,51 | 196,89 | 172,28 
4 3,4456 | 0,5544 97,8925 1899—1900 244,73 | 220,26 | 195,79 | 171,31 
5 3,4262 | 0,5738 97,3187 1900—1901 243,30 | 218,97 | 194,64 170,31 
6 3,1062 | 0,5938 96,7249 1901—1902 241,81 | 217,63 | 193,44 | 169,27 
7 3,3854 | 0,6146 96,1103 1902—1903 240,28 | 216,25 | 192,22 | 168,19 
8 3,3639 | 0,6361 95,4742 1903—1904 238,69 | 214,82 | 190,95 | 167,08 
9 3,3416 0,6584 94,8158 1904—1905 237,04 | 213,34 | 189,63 | 165,93 
10 3,3186 | 0,8814 94,1344 1905—1906 235,34 | 211,80 | 188,27 | 164,74 
11 3,2947 0,7053 93,4291 1906—1907 233,57 | 210,22 | 186,86 | 163/50 
12 3,2700 | 0,7300 92,6991 1907—1908 231,75 | 208,57 | 185,40 | 162,22 
13 3,2445 | 0,7555 91,9436 1908—1909 229,86 | 206,87 | 183,89 | 160,90 
14 3,2180 | 0,7820 91,1616 1909—1910 227,90 | 205,11 | 182,32 | 159,53 
15 3,1907 | 0,8093 90,3523 1910—1911 225,88 | 203,29 | 180,70 | 158,12 
16 3,1623 | 0,8377 89,5146 1911—1912 223,79 | 201,41 | 179,03 | 156,65 
17 3,1330 | 0,8670 88,6476 1912—1913 221,62 | 199,46 | 177,30 | 155,13 
18 3,1027 | 0,8973 87,7503 1913—1914 219,38 | 197,44 175,50 | 153,56 
19 3,0713 | 0,9287 86,8216 1914—1915 | 217,05 | 195,35 | 173,64 | 151,94 
20 3,0388 | 0,9612 85,8604 1915—1916 214,65 | 193,19 | 171,72 | 150,26 
21 3,0051 | 0,9949 84,8655 1916—1917 212,16 | 190,95 | 169,73 | 148,51 
22 2,9703 | 1,0297 83,8358 1917—1918 209,59 | 188,63 | 167,67 | 146,71 
23 2,9343 | 1,0657 |. 82,7701 1918—1919 206,93 | 186,23 | 165,54 | 144,85 
24 2,8970 | 1,1030 81,6671 1919—1920 204,17 183,75 | 163,33 | 142,92 
25 2,8583 1,1417 80,5254 1920—1921 201,31 | 181,18 | 161,05 | 140,92 
26 2,8184 | 1,1816 79,3438 1921—1922 198,36 | 178,52 | 158,69 | 138,85 
27 2,7770 1,2230 78,1208 1922—1923 195,30 | 175,77 | 156,24 136,71 
28 2,7342 | 1,2658 76,8550 1923—1924 192,14 | 172,92 | 153,71 | 134,50 
29 2,6899 1,3101 75,5449 1924—1925 188,86 | 169,98 | 151,09 | 132,20 
30 2,6441 1,3559 74,1890 1925—1926 185,47 | 166,93 | 148,38 | 129,83 
31 2,5966 | 1,4034 72,7856 1926—1927 181,96 | 163,77 | 145,57 | 127,37 
32 2,5475 | 1,4525 71,3331 1927—1928 178,33 | 160,50 | 142,67 | 124,83 


für die jährliche Tilgungsrente 


Bemerkungen. 
von von von von von von 


6 Mark 5 Mark | 4 Mark | 3 Mark 2 Mark 1 Mark 
Mark. 


150,00 | 125,00 | 100,00 | 75,00 
149,25 | 124,38 99,50 | 74,63 
148,47 | 123,73 98,98 | 74,24 


1. Beiſpiel. Iſt ein Kapital von .. . 568,37 M. 
zu erſtatten, ſo iſt der nächſt kleinere, 
durch 25 ohne Reſt theilbare Kapital, 


betrag. „ ee ARARAT s 550,00 » 
147,67 | 123,06 98,45 13,84 Der Aeberſchuß vonn 18,37 M. 


146,84 | 122,37 97,89 | 73,42 
145,98 | 121,65 97,32 | 72,99 
145,09 120,91 96,72 | 72,54 
144,17 | 120,14 96,11 | ‚72,08 
143,21 | 119,34 95,47 | . 71,61 
142,22 | 118,52 94,82 | 71,11 
141,20 | 117,67 94,13 | ‚70,60 
140,14 | 116,79 93,43 70,07 
139,05 | 115,87 | 92,70 69,52 


nebſt Zinſen ift ſofort zurückzuzahlen, und für den 
Betrag von 550 Mart ift eine jährliche Tilgungs- 


550 
rente von Tips; =. 22 Mark zu entrichten. 


Soll der Geſammtbetrag dieſer Rente, nachdem ſie 
für die Zeit vom 1. April 1895 bis zum 1. April 
1914 gezahlt worden iſt, im Rechnungsjahre 
1914/1915 abgelöſt werden, ſo berechnet ſich das 
hierfür am 1. April 1914 zu zahlende Ablöſungs— 
kapital, wie folgt: 

für 10 M Rente auf. 217% M 


o 217,05 
137,92 | 114,93 91,94 | 68,96 i 2 2.8 Bent. 43,41 : 
136,74 | 113,95 91,16 | 68,37 zufammen für 22 M. Reute auf........ 477,51 M. 


135,53 | 112,94 90,35 | 67,76 
134,27 | 111,89 | 89,51 | 67,14 
132,97 110,81 88,65 66,49 
131,63 | 109,69 | 87,75 65,81 
130,23 | 108,53 86,82 | 65,12 
128,79 107,33 85,86 64,40 
127,30 | 106,08 84,87 | 63,65 
125,75 | 104,79 83,84 | 62,88 
124,16 | 103,46 82,77 | 62,08 
122,50 | 102,08 81,67 | 61,25 


2. Beifpiel. Wird ein Gut oder Grundftüd in zwei 
Theile zerſtückelt, und werden bei der Vertheilung 
der darauf ruhenden Tilgungsrente von 42 Mark 
jährlich für die Zeit vom 1. April 1941 ab die 
Antheile der beiden Stücke auf 16,43 Mark und 
25,57 Mark feſtgeſtellt, ſo betragen die weiter zu 
zahlenden Renten 16 Mark und 25 Mark jährlich, 
während die überſchießenden Rententheile von 
0,43 Mark und 0,57 Mark durch Kapitalzahlung 
abzulöſen find. Die am 1. April 1941 zahlbaren 
Ablöſungskapitalien berechnen fih im Rechnungs⸗ 
jahre 1941/1942: 


44,76 
120,79 | 100,66 | 80,53 | 60,39 für 0,0 M Rente auf 10 = 4,476 M 
119,02 99,18 79,34 59,51 83,57 ; 


117,18 97,65 78,12 | 58,59 » 008» „100 = 0,8387 > 


115,28 96,07 76,86 | 57,64 
113,32 94,43 75,54 | 56,66 
111,28 92,74 74,19 | 55,64 


zuſammen für 0,43 AM Rente au.. 4,81 M 


55 
für 0,50 M Rente auf 10 = 5,595 M 


109,18 90,98 72,79 54,59 » 0,07 » » » 760 0,7833 » 
zuſammen für 0,57 M. Reute auf ....... 6,38 M 
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nach 
Jahren 


treffen von der 
Rente auf 


Zinſen 
Mark. 


2,4967 
2,4440 
2,3896 
2,3332 
2,2749 
2,2145 
2,1520 
2,0873 
2,0204 
1,9511 
1,8794 
1,8052 
1,7283 
1,6488 
1,5665 
1,4814 
173932 
1,3020 
1,2076 
1,1098 
1,0087 
0,9040 
0,7956 
0,6835 
0,5674 
0,4472 
0,3229 
0,1942 


Kapital 
Mark. 


1,5033 
1,5560 
1,6104 
1,6668 
1,7251 
1,7855 
1,8480 
1,9127 
1,9796 
2,0489 
2,1206 
2,1948 
2,2717 
2,3512 
2,4335 
2,5186 
2,6068 
2,6980 
2,7924 
2,8902 
2,9913 
3,0960 
3,2044 
3,3165 
3,4326 
3,5528 
3,6771 
3,9058 


Tilgung eines mit 3½ vom Hundert verzinslichen 
Kapitals von 100 Mark durch eine jährliche Rente 
von 4 vom Hundert 


und es 


bleiben vom 
Kapital noch 


zu tilgen 
Mark. 


69,8298 
68,2738 
66,8634 
64,9966 
63,2715 
61,4860 
59,6380 
57,7253 
55,7457 
53,6968 
51,5762 
49,3814 
47,1097 
44,7585 
42,3250 
39,8064 
37,1996 
34,5016 
31,7092 
28,8190 
25,8277 
22,7317 
19,5273 
-16,2108 
12,7782 
9,2254 
5,5483 
1,7425 
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Das Ablöſungskapital beträgt 


im Laufe des 
Rechnungs⸗— 
jahres 
vom 1. April 


von 
7 Mark 


von 
8 Mark 


von von 
10 Mark 9 Mark 


Mark. Mark. Mark. Mark. 


1928—1929 

1929—1930 | 170,68 | 153,62 | 136,55 119,48 
1930—1931 166,66 | 149,99 | 133,33 | 116,66 
1931—1932 | 162,49 | 146,24 | 129,99 | 113,74 
1932—1933 158,18 | 142,36 | 126,54 | 110,73 
1933—1934 153,72 | 138,34 122,97 | 107,60 
1934—1935 | 149,10 | 134,19 | 119,28 | 104,37 
1935—1936 144,31] 129,88 | 115,45 | 101,02 
1936—1937 | 139,36 | 125,43 | 111,49 | 97,55 
1937—1938 | 134,24 | 120,82 | 107,39 | 93,97 
1938—1939 128,94 | 116,05 | 103,15 90,26 
1939—1940 | 123,45 | 111,ıı 98,76 86,12 
1940—1941 | 117,77 | 106,00 | 94,22 | 82,a4 
1941—1942 | 111,90 100,71 89,52 | 78,33 
1942—1943 105,81 95,23 | 84,65 74,07 
1943—1944 99,52 89,56 79,61 69,66 
1944—1945 93,00 | 83,70 | 74,40 | 65,10 
1945—1946 86,25 | 77,63 | 69,00 | 60,38 
1946—1947 79,27 71,35 63,42 55,49 
1947—1948 72,05 | 64,84 | 57,64 | 50,3 
1948—1949 64,57 | 58,11 51,66 | 45,20 
1949—1950 56,83 51,15 | 45,46 39,78 
1950-—1951 48,82 | 43,94 39,05 | 34,17 
1951—1952 40,53 36,47 32,2 28,37 
1952—1953 31,95 28,75 25,56 22,36 
1953—1954 23,06 | 20,76 18,48 16,14 
1954—1955 18,87 12,48 11,10 9,71 
1955—1956 4,36 3,92 3,49 3,05 


mm 1 — — — —— 


bon von Bemerkungen. 


6 Mark 5 Mark 


von von von von 
4 Mark 3 Mark 2 Mark 1 Mark 


Mark. Mark. 


Mark. Mark. Mark. Mark. 


— 0 —— 
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(Nr. 9628.) Ergänzungsſteuergeſetz. Vom 14. Juli 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie für 
den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel 
Helgoland, was folgt: 


BE 
Vom 1. April 1895 ab wird eine Ergänzungsſteuer nach Maßgabe der 
folgenden Beſtimmungen erhoben. 


I. Steuerpflicht. 
F. 2. 


Der Ergänzungsſteuer unterliegen: 

I. die im $. 1 des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 Geſetz⸗ 
Samml. S. 175) zu Nr. 1 bis 3 bezeichneten phyſiſchen Perſonen 
nach dem Geſammtwerthe ihres ſteuerbaren Vermögens (F. 4); 

II. ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit, Wohnſitz oder Aufenthalt alle 
phyſiſchen Perſonen nach dem Werthe 

a) ihres Preußiſchen Grundbeſitzes, 

b) ihres dem Betriebe der Land⸗ oder Forſtwirthſchaft, einſchließlich 
der Viehzucht, des Wein-, Obſt⸗ und Gartenbaues, dem Betriebe 
des Bergbaues oder eines ſtehenden Gewerbes in Preußen dienen ⸗ 
den Anlage- und Betriebskapitals. 


$. 3. 
Befreit von der Ergänzungsſteuer ſind die gemäß §. 3 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes zu Nr. 1 bis 4 von der Einkommenſteuer befreiten Perſonen. 
Die Befreiungen zu Nr. 3 und 4 daſelbſt erſtrecken ſich nicht auf das im 
F. 2 zu II bezeichnete Vermögen und bleiben in denjenigen Fällen ausgeſchloſſen, 
in welchen in den betreffenden Staaten Gegenſeitigkeit nicht gewährt wird. 


II. Maßſtab der Beſteuerung. 
1. Steuerbares Vermögen. 


§. 4. 
Der Beſteuerung unterliegt das geſammte bewegliche und unbewegliche 
Vermögen nach Abzug der Schulden ($. 8). 
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I. Als ſteuerbares Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes gelten insbeſondere: 

1) Grundſtücke (Liegenſchaften und Gebäude) nebſt allem Zubehör, Berg 
werkseigenthum, Nießbrauchs⸗ und andere ſelbſtſtändige Rechte und 
Gerechtigkeiten, welche einen in Geld ſchätzbaren Werth haben; 

2) das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirthſchaft, einſchließlich der 
Viehzucht, des Wein-, Obſt- und Gartenbaues, dem Betriebe des 
Bergbaues oder eines Gewerbes dienende Anlage- und Betriebs- 
kapital ($ 6); 

3) das fonftige Kapitalvermögen ($ 7). 

II. Von der Beſteuerung find jedoch ausgeſchloſſen: 

1) die außerhalb Preußens belegenen Grundſtücke 

2) das dem Betriebe der Land- oder Forſtwirthſchaft, des Bergbaues 
oder eines ſtehenden Gewerbes außerhalb Preußens dienende Anlage 
und Betriebskapital. 


III. Als ſteuerbares Vermögen im Sinne dieſes Geſetzes gelten nicht: 


Möbel, Hausrath und andere bewegliche körperliche Sachen, in⸗ 
ſofern dieſelben nicht als Zubehör eines Grundſtücks (I Nr. 1) oder als Be- 
ſtandtheil eines Anlage- und Betriebskapitals (L Nr. 2) anzuſehen find, 


$. 5. 

Behufs der Steuerveranlagung werden hinzugerechnet: 

1) die zu einer Fideikommißſtiftung ($. 3 des Erbſchaftsſteuergeſetzes in der 
Faſſung vom 24. Mai 1891, Geſetz-Samml. S. 78) gehörigen Ver⸗ 
mögen oder Vermögenstheile dem jeweiligen Fideikommißbeſitzer , 

2) das zu einer ungetheilten Nachlaßmaſſe gehörige Vermögen den Erben 
nach Verhältniß ihres Erbtheils ) 

3) die zum Anlage- und Betriebskapital einer nicht gemäß §. 1 Nr. 4, 5 
des Einkommenſteuergeſetzes der Einkommenſteuer unterliegenden Erwerbs- 
geſellſchaft gehörigen Werthe den einzelnen Theilhabern nach Maßgabe 
ihres Antheils, 

4) dem Haushaltungsvorſtande das Vermögen derjenigen Haushaltungs⸗ 
angehörigen, deren Einkommen ihm gemäß §. 11 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes bei der Veranlagung zur Einkommenſteuer hinzuzurechnen iſt. 


9. 6. 

Das Anlage- und Betriebskapital ($. 4 1 Nr. 2) umfaßt die ſämmtlichen 
dem betreffenden Betriebe gewidmeten Gegenſtände und Rechte, welche einen in 
Geld ſchätzbaren Werth haben. 

Bei Steuerpflichtigen, welche außerhalb Preußens einen ſtehenden Betrieb 
durch Errichtung von Zweigniederlaſſungen, Fabrikations-, Cin- oder Verkaufs- 

Oeſet⸗Samml. 1893. (Nr. 9628.) 29 


th. Re 


ftätten oder in ſonſtiger Weiſe unterhalten, bleibt derjenige Theil des Anlage⸗ 
und Betriebskapitals, welcher auf den außerhalb Preußens unterhaltenen Betrieb 
entfällt, außer Anſatz. 2 

§. 7. 

Das fonftige Kapitalvermögen (F. 4I Nr. 3) umfaßt: 

a) verzinsliche und unverzinsliche, verbriefte und unverbriefte Kapital- 
forderungen jeder Art einſchließlich des Werthes von Aktien oder Antheil- 
ſcheinen, Kommanditantheilen, Kuzen, Geſchäftsguthaben bei Genoſſen⸗ 
ſchaften, Geſchäftsantheilen und anderen Geſellſchaftseinlagen; 

b) baares Geld deutſcher Währung, fremde Geldſorten, Banknoten und 
Kaſſenſcheine, mit Ausſchluß der aus den laufenden Jahreseinkünften 
des Steuerpflichtigen (F. 7 des Einkommenſteuergeſetzes) vorhandenen 
Beſtände, ſowie Gold und Silber in Barren, 

inſoweit die Werthe zu a und b nicht als Theile eines Anlage⸗ 
und Betriebskapitals ($. 6) anzuſehen find; 

e) den Kapitalwerth der Rechte auf Apanagen, Renten, Leibrenten, Alten⸗ 
theilsbezüge und auf andere periodiſche geldwerthe Hebungen, welche 
dem Steuerpflichtigen auf ſeine Lebenszeit oder auf die Lebenszeit eines 
Anderen, auf unbeſtimmte Zeit oder auf die Dauer von mindeſtens 
zehn Jahren entweder vertragsmäßig als Gegenleiſtung für die Hin⸗ 
gabe von Vermögenswerthen oder aus letztwilligen Verfügungen oder 
Familienſtiftungen oder vermöge hausgeſetzlicher Beſtimmung zuſtehen. 

Die Beſtimmung zu e findet keine Anwendung auf Anſprüche an 
Wittwen⸗, Waiſen⸗ und Penfionskaffen, auf Anſprüche aus einer 
Kranken- oder Unfall» oder der geſetzlichen Invaliditäts⸗ und Alters- 
verſicherung, auf Penſionen, welche mit Rückſicht auf ein früheres 
Arbeits- oder Dienſtverhältniß gezahlt werden, ſowie auf Renten, 
welche in letztwilligen Verfügungen Perſonen zugewendet ſind, die zum 
Hausſtande des Erblaſſers gehört und in einem Dienſtverhältniß zu 
demſelben geſtanden haben. 

$. 8. 

Von dem Aktivvermögen ſind in Abzug zu bringen: 

1) die dinglichen und perſönlichen Kapitalſchulden des Steuerpflichtigen 
mit Ausſchluß derjenigen Verbindlichkeiten, welche zur Beſtreitung der 
laufenden Haushaltungskoſten eingegangen find (Haushaltungsſchulden), 

2) der Kapitalwerth der vom Steuerpflichtigen oder aus einer Fideikommiß⸗ 
ſtiftung zu entrichtenden Apanagen, Renten, Altentheile und ſonſtigen 
periodiſchen, geldwerthen Leiſtungen, auf welche die Vorausſetzungen 
im F. 7 zu c Abſatz! zutreffen, 

inſoweit dieſe Verbindlichkeiten (Nr. 1 und 2) nicht auf Vermögenstheilen haften, 
welche bei der Veranlagung außer Betracht zu laffen find (F. 4 I). 


= BB = 


Erſtreckt fich die Beſteuerung lediglich auf die im §. 2 II zu a und b bes 
zeichneten Vermögenstheile, jo find nur diejenigen Schulden u. f. w. abzugsfähig, 
welche auf dieſen Vermögenstheilen haften oder für deren Erwerb aufgenommen ſind. 

Verbindlichkeiten, welche ungetheilt zugleich auf ſteuerbaren und nicht ſteuer⸗ 
baren Vermögenstheilen haften, kommen von dem erſteren nur nach dem Ver⸗ 
hältniſſe dieſes Theiles zu dem Geſammtvermögen in Abzug. 


2. Werthbeſtimmung. 


§. 9. 

Bei Berechnung und Schätzung des ſteuerbaren Vermögens wird der 
Beſtand und gemeine Werth der einzelnen Theile deſſelben zur Zeit der Ver⸗ 
anlagung (Vermögensanzeige) zu Grunde gelegt, ſoweit nicht im Nachſtehenden 
etwas Anderes beſtimmt iſt. 


§. 10. 


Bei Landwirthſchafts⸗ und Gewerbebetrieben, bei denen regelmäßige jährliche 
Abſchlüſſe ſtattfinden, kann bei der Berechnung und Schätzung des ſteuerbaren 
Vermögens der Vermögensſtand am Schluſſe des letzten Wurthſchafts⸗ oder 
Rechnungsjahres zu Grunde gelegt werden. 


§. 11. 


Bei der Veranſchlagung des Werthes von Grundſtücken, welche dem 
Betriebe der Land- oder Forſtwirthſchaft, der Viehzucht, dem Wein-, Obſt⸗ oder 
Gartenbau dienen, ſind auch das lebende und todte Wirthſchaftsinventar ſowie 
die ſonſt zum Anlage- und Betriebskapital ($. 6) gehörigen Werthe — einſchließlich 
der den gewerblichen Nebenbetrieben dienenden Gegenſtände — mit der Maßgabe 
zu berüdjichtigen, daß Mehr- oder Minderwerthe des Inventars gegenüber einem 
wirthſchaftlich normalen Beſtande in Bu- oder Abrechnung zu bringen find. Aus 
den wirthſchaftlichen Vorjahren noch vorhandene, zum Verkauf beſtimmte Bor- 
räthe kommen als ſelbſtſtändige Vermögensſtücke in Anrechnung. 

Der Werth derjenigen Grundftüde, welche einem bergbaulichen, einem 
Handels- oder Gewerbebetriebe gewidmet find, ift bei der Ermittelung des dem 
betreffenden Betriebe dienenden Anlage- und Betriebskapitals zu berückſichtigen. 


§. 12. 

Baares Geld Deutſcher Währung, Reichskaſſenſcheine und Reichsbanknoten 
gelangen mit dem Nennwerth, Silber und Gold in Barren, ſowie fremde Geld- 
ſorten mit dem Verkaufswerth in Anſatz. 

Im Uebrigen ſind Werthpapiere, wenn dieſelben in Deutſchland einen 
Börſenkurs haben, nach dieſem, anderenfalls nach ihrem Verkaufswerthe zu ver- 
anſchlagen. 
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Alle ſonſtigen Kapitalforderungen und Schulden ſind mit dem Nennwerth 
in Anſatz zu bringen, inſofern nicht die Vorausſetzungen des $. 16 Abſatz 4 oder 
andere Umſtände vorliegen, welche die Annahme eines von dem Nennwerthe ab— 
weichenden Verkaufswerthes begründen. 


§. 13. 


Behufs Ermittelung des Kapitalwerthes von Nießbrauchsrechten, Apanagen, 
Renten, Leibrenten, Altentheilsbezügen und anderen periodiſchen Nutzungen und 
Leiſtungen ift, ſofern nicht der im §. 5 Nr. 1 vorgeſehene Fall vorliegt, der 
Geldwerth der einjährigen Nutzung oder Leiſtung nach Maßgabe der folgenden 
Vorſchriften zu Grunde zu legen: 


I. Bei immerwährenden Nutzungen und Leiſtungen wird das 25 fache 


IV. 


des einjährigen Betrages, bei Nutzungen und Leiſtungen von unbe⸗ 
ſtimmter Dauer, falls nicht die Vorſchriften unter II und III An⸗ 
wendung finden, oder anderweite die längſte Dauer begrenzende 
Umſtände nachgewieſen werden, das 12½fache des einjährigen Betrages 
als Kapitalwerth angenommen. 


. Ift das Recht auf die Lebenszeit des Berechtigten oder einer anderen 


Perſon beſchränkt, ſo beſtimmt ſich der Kapitalwerth nach dem zur 
Zeit der Veranlagung (Vermögensanzeige) erreichten Lebensalter der 
Perſon, bei deren Tode das Recht erliſcht, und wird bei einem Lebens⸗ 
alter derſelben 
von 15 Jahren oder weniger auf das ... . 18 fache 
über 15 Jahre bis zu 25 Jahren auf das 17 . 
3 , s s 


* 25 e s s 5 s 6 

s 35 s s s 45 s s s 14 s 
E. E eee a IEA e” 
, 55 , , s 65 s s s 84 s 
„ 65 , s s 75 s s , 5 s 
a RR“ en y e s Br 
„ 80 „auf das 2 » 

der einjährigen Nutzung oder Leiſtung angenommen. 


„Iſt die Dauer des Rechts von der Lebenszeit mehrerer Perſonen Der- 


geſtalt abhängig, daß beim Tode der zuerſt verſterbenden die Nutzung 
oder Leiſtung erliſcht, ſo iſt für die nach der Beſtimmung zu II vor⸗ 
zunehmende Werthermittelung das Lebensalter der älteſten Perſon maß⸗ 
gebend. Wenn das Bezugsrecht bis zum Tode der letzwverſterbenden 
Perſon fortdauert, erfolgt die Berechnung nach dem Lebensalter der 
jüngſten Perſon. 

Der Kapitalwerth der auf beſtimmte Zeit eingeſchränkten Nutzungen 
oder Leitungen it für den Zeitpunkt der Veranlagung Vermögens⸗ 


we. N ee 


anzeige) unter Zugrundelegung eines vierprozentigen Zinsfußes nach 

der beigefügten Hülfstabelle zu ermitteln. Iſt jedoch die Dauer des 
Rechts noch außerdem durch die Lebenszeit einer oder mehrerer Perſonen N 
bedingt, fo darf der nach den Beſtimmungen zu II und III zu be- 
rechnende Kapitalwerth nicht überſchritten werden. 


V. Bei Nutzungen oder Leiſtungen, welche ihrem Betrage oder ihrem 
Geldwerthe nach nicht feſtſtehen, wird der Geldwerth des im letzten 
Leiſtungsjahre entrichteten Betrages, und wenn eine volle Jahres— 
leiſtung noch nicht ſtattgefunden hat, der Geldwerth des muthmaßlich 
für das laufende Jahr zu entrichtenden Betrages zu Grunde gelegt. 


§. 14. 


Vom Kapitalwerth unverzinslicher befriſteter Forderungen und Schulden 
werden für die Zeit bis zur Fälligkeit vier Prozent Jahreszinſen in Abzug gebracht. 


§. 15. 

Noch nicht fällige Anſprüche aus Lebens-, Kapital- und Rentenver⸗ 
ſicherungen kommen mit zwei Dritteln der Summe der eingezahlten Prämien 
oder Kapitalbeiträge, falls aber der Betrag nachgewieſen wird, für welchen die 
Verſicherungsanſtalt die Police zurückkaufen würde, mit dieſem Rückkaufswerthe 
in Anrechnung. 

§. 16. 

Außer im Falle des $. 15 bleiben die von einer noch nicht eingetretenen 
aufſchiebenden Bedingung abhängigen Rechte und Laſten außer Betracht. 

Rechte und Laſten, deren Fortdauer von einer noch nicht eingetretenen 
auflöſenden Bedingung abhängt, werden wie unbedingte behandelt. 

Die in den Abſätzen 1 und 2 enthaltenen Beſtimmungen ſind gleichmäßig 
auch auf die von einem Ereigniß, welches nur hinſichtlich des Zeitpunktes ſeines 
Eintritts ungewiß iſt, abhängigen Rechte und Laſten anzuwenden. 

Unbeitreibliche Forderungen bleiben außer Anſatz. 


3. Beſteuerungsgrenze. 


F. 17. 
Zur Ergänzungsſteuer werden nicht herangezogen: 
1) diejenigen Perſonen, deren ſteuerbares Vermögen den Geſammtwerth 
von 6000 Mark nicht überſteigt 
2) diejenigen Perſonen, deren nach Maßgabe des Einkommenſteuergeſetzes 
zu berechnendes Jahreseinkommen den Betrag von 900 Mark nicht 
überſteigt, inſofern der Geſammtwerth ihres ſteuerbaren Vermögens 
nicht mehr als 20 000 Mark beträgt; 
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3) weibliche Perſonen, welche minderjährige Familienangehörige zu unter⸗ 
halten haben, vaterloſe minderjährige Waiſen und Erwerbsunfähige, 
inſofern das ſteuerbare Vermögen der bezeichneten Perſonen den Be- 
trag von 20 000 Mark und das nach Maßgabe des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes zu berechnende Jahreseinkommen derſelben den Betrag von 
1200 Mark nicht überſteigt. 


III. Steuerſaͤtze. 
1. Steuertarif. 


$.: 18. 

Die Ergänzungsſteuer beträgt bei einem ſteuerbaren Vermögen von 
mehr als bis einſchließlich jährlich 
Mark Mark Mark 
6 000 8 000 3 
8 000 10 000 4 
10 000 12 000 5 
12 000 14 000 6 
14 000 16 000 7 
16 000 18 000 8 
18 000 20 000 9 
20 000 22 000 10 
22 000 24 000 11 
24 000 28 000 12 
28 000 32 000 14 
32 000 36 000 16 
36 000 40 000 18 
40 000 44 000 20 
44 000 48 000 22 
48 000 52 000 24 
52 000 56 000 26 
56 000 60 000 28 
60 000 70 000 30 


und ſteigt bei höherem Vermögen bis einſchließlich 200 000 Mark für jede an- 
gefangenen 10000 Mark um je 5 Mark. 

Bei Vermögen von mehr als 200 000 Mark bis einſchließlich 220 000 Mark 
beträgt die Steuer 100 Mark und ſteigt bei höherem Vermögen für jede an 
gefangenen 20 000 Mark um je 10 Mark. 


* 


2. Berückſichtigung beſonderer Verhältniſſe. 
$. 19. 


Perſonen, deren Vermögen 32000 Mark nicht überfteigt, werden wenn 
ſie nicht zur Einkommenſteuer veranlagt ſind, mit höchſtens drei Mark jährlich, 
wenn ſie zu den erſten vier Stufen derſelben veranlagt ſind, höchſtens mit einem 
um zwei Mark unter der von ihnen zu zahlenden Einkommenſteuer verbleibenden 
Betrage zur Ergänzungsſteuer herangezogen. 

Steuerpflichtigen, welchen auf Grund des $. 19 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes eine Ermäßigung der Einkommenſteuer gewährt wird, kann bei der Ber- 
anlagung auch eine Ermäßigung der Ergänzungsſteuer um höchſtens zwei Stufen 
gewährt werden, ſofern das ſteuerpflichtige Vermögen nicht mehr als 52 000 Mark 
beträgt. 


IV. Veranlagung. 


I. Ort und Vorbereitung der Veranlagung. 


F. 20. 


Die Veranlagung erfolgt an demjenigen Orte, an welchem der Stener 
pflichtige gemäß H. 20 des Einkommenſteuergeſetzes zur Einkommenſteuer zu ver- 
anlagen iſt oder im Falle ſeiner Einkommenſteuerpflicht zu veranlagen ſein würde. 

Die bezüglich des Veranlagungsortes weiter erforderlichen Anordnungen 
erläßt der Finanzminiſter. 


$. 21. 

Die Perſonenſtandsaufnahme (F. 21 des Einkommenſteuergeſetzes) bildet 
zugleich die Grundlage für die Veranlagung der Ergänzungsſteuer. 

Jeder Gemeinde⸗(Guts⸗) Vorſtand hat die im F. 23 des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes vorgeſchriebenen Ermittelungen auch auf alle diejenigen Merkmale zu er⸗ 
ſtrecken, welche ein Urtheil über den Umfang und Werth des ſteuerpflichtigen 
Vermögens begründen können, und das Ergebniß in eine nach näherer Be 
ſtimmung des Finanzminiſters einzurichtende Nachweiſung einzutragen. 


2. Veranlagungsverfahren. 
| §. 22. 

Die Veranlagung der Steuerpflichtigen erfolgt gleichzeitig mit der Ber- 
anlagung der Einkommenſteuer durch die gemäß $$. 33, 34, 50 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes gebildeten Veranlagungskommiſſionen. 

Eine Voreinſchätzung durch die Voreinſchätzungskommiſſion findet nicht ſtatt. 
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F. 23. 
Für jeden Veranlagungsbezirk wird ein Schätzungsausſchuß gebildet, zu 
welchem gehören: A 
1) der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion oder der von demſelben 
zu bezeichnende Stellvertreter, 
2) mindeſtens vier Mitglieder, von welchen zwei ſtändige durch die Re⸗ 
ierung ernannt, die übrigen aus der Zahl der gewählten Mitglieder 
(ſtellvertretenden Mitglieder) der Veranlagungskommiſſion durch dieſelbe 
abgeordnet werden. Die Zahl der Mitglieder beſtimmt der Finanz 
miniſter. 
Für die ernannten und für die gewählten Mitglieder wird in gleicher Weiſe 
die erforderliche Zahl von Stellvertretern ernannt und abgeordnet. 
Das Ausſcheiden aus der Veranlagungskommiſſion hat für die durch die 
Kommiſſion abgeordneten Mitglieder und Stellvertreter auch das Ausſcheiden aus 
dem Schätzungsausſchuſſe zur Folge. 


§. 24. 

Der Schätzungsausſchuß hat die behufs Veranlagung der Steuerpflichtigen 
erforderlichen Werthermittelungen vorzunehmen und den Werth der ſteuerbaren 
Vermögen, insbeſondere die Werthe der im Veranlagungsbezirke belegenen Grund- 
ſtücke, ſowie die Werthe der gewerblichen Anlage- und Betriebskapitalien zu 
begutachten. 

Der Ausſchuß erhält zu dieſem Zwecke Kenntniß von allen durch den Vor⸗ 
ſitenden der Veranlagungskommiſſion geſammelten Nachrichten ($. 25), den behufs 
Veranlagung zur Einkommenſteuer eingereichten Steuererklärungen, den auf letztere 
bezüglichen Schriftſtücken „ ſowie dem Ergebniß der Einkommenſteuerveranlagung, 
und iſt befugt, Auskunftsperſonen zu vernehmen oder mit berathender Stimme 
bei ſeinen Verhandlungen zuzuziehen. 

Die Geſchäftsordnung des Schätzungsausſchuſſes wird durch den Finanz— 
miniſter feſtgeſtellt. 

§. 25. 


Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion, welcher zugleich die Jnter- 
eſſen des Staates vertritt, hat das Veranlagungsgeſchäft zu leiten und iſt dafür 
verantwortlich, daß die geſammte Veranlagung in ſeinem Bezirk nach den be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften zur Ausführung gelangt. 

Zum Zwecke der richtigen Veranlagung der Steuerpflichtigen hat der Bor- 
figende, ſoweit dies nicht bereits zum Zwecke der Einkommenſteuerveranlagung 
(F. 35 Abſatz 3 des Einkommenſteuergeſetzes) geſchehen ift, möglichſt vollſtändige 
Nachrichten einzuziehen, auch die für die Werthbeſtimmung der ſteuerbaren Ver⸗ 
mögenstheile erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen. 
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Hierbei kann er fih nach feinem Ermeſſen der Mitwirkung der Gemeinde, 
Guts.) Vorſtände bedienen, welche feinen Aufforderungen Folge zu leiſten ſchuldig 
find. Er ift befugt, die Voreinſchätzungskommiſſionen ($. 31 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes) zu einer beſonderen Aeußerung über die Vermögensverhältniſſe ein- 
zelner Steuerpflichtiger zu veranlaſſen. 

Der Vorſitzende kann den Steuerpflichtigen auf Antrag oder von Amts. 
wegen Gelegenheit zur perſönlichen Verhandlung über die für die Veranlagung 
erheblichen Thatſachen und Verhältniſſe gewähren. 

Sämmtliche Staats- und Kommunalbehörden und Beamte, mit Ausnahme 
der Notare, haben die Einſicht aller die Vermögensverhältniſſe der Steuerpflichtigen 
betreffenden Bücher, Akten, Urkunden u. ſ. w. zu geſtatten und auf Erſuchen 
Abſchriften aus denſelben zu ertheilen, ſofern nicht beſondere geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen oder dienſtliche Rückſichten entgegenſtehen. Die Einſicht der Bücher, 
Akten u. ſ. w. der Sparkaſſen iſt nicht geſtattet. 


$. 26. 


Die Steuerpflichtigen find berechtigt, behufs der Veranlagung dem Bor 
figenden der Veranlagungskommiſſion ihr ſteuerbares Vermögen anzugeben oder 
diejenigen thatſächlichen Mittheilungen zu machen, deren die Veranlagungs⸗ 
kommiſſion zur Schätzung des Vermögens bedarf (Vermögensanzeige). 

Zu 6 für Perſonen, welche unter väterlicher Gewalt, 
Pflegſchaft oder Vormundſchaft ſtehen, find deren geſetzliche Vertreter befugt. 

Für Perſonen, welche abweſend oder ſonſt verhindert ſind, die Vermögens- 
anzeigen ſelbſt abzugeben, können ſolche durch Bevollmächtigte erfolgen. 

Die Vermögensanzeigen ſind unter der Verſicherung zu erſtatten, daß die 
Angaben nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen gemacht ſind. 

Die Friſten und Formen, welche bei den Vermögensanzeigen zu beobachten 
find, werden von dem Finanzminiſter beſtimmt. Die erforderlichen Formulare 
werden koſtenlos verabfolgt. 


§. 27. 


Die dem Vorſitzenden zur Bearbeitung der Einkommenſteuerſachen zu- 
geordneten Hülfsbeamten ($. 37 des Einkommenſteuergeſetzes) können nach den 
hierüber vom Finanzminiſter zu erlaſſenden allgemeinen Anweiſungen auch bei der 
Bearbeitung der auf die Ergänzungsſteuer bezüglichen Angelegenheiten betheiligt 
werden. 

$. 28. 

Der Vorſitzende der Veranlagungskommiſſion hat nach Einholung des Gut- 
achtens des Schätzungsausſchuſſes das nach ſeinem Ermeſſen für jeden Steuer⸗ 
pflichtigen zutreffende Vermögen, getrennt nach den verſchiedenen Beſtandtheilen (§. 4) } 
in die Nachweiſung oder Steuerliſte einzutragen, den nach Vorſchrift dieſes Ges 
ſetzes zu entrichtenden Steuerſatz vorzuſchlagen und die Verhandlungen der Vers 
anlagungskommiſſion zur Beſchlußfaſſung vorzulegen. 

Gefeg- Samml, 1893. (Nr. 9628.) 30 


— 1 — 


$. 29. 


Die Veranlagungskommiſſion unterwirft die Gutachten des Schätzungs⸗ 
ausſchuſſes, die eingegangenen Vermögensanzeigen und die Nachweiſungen einer 
genauen Prüfung. Hierbei hat fie das Recht, von den nach $. 24 dem 
Schätzungsausſchuſſe und nach F. 25 Abſatz 3 bis 5 dem Vorſitzenden zustehenden 
Hülfsmitteln auch ihrerſeits Gebrauch zu machen und ſonſtige zur Feſtſtellung 
erheblicher Thatſachen erforderliche Ermittelungen vorzunehmen. 


$. 30. 


Werden die Angaben einer Vermögensanzeige über Größe und Werth 
ſteuerbaren Vermögens durch die Veranlagungskommiſſion oder deren Vorſitzenden 
beanſtandet, fo ift dem Steuerpflichtige mitzutheilen, auf welche Vermögenstheile 
oder Werthe die Beanſtandung ſich bezieht. Soweit es ſich um thatſächliche 
Angaben handelt, ſind zugleich die Gründe der Beanſtandung mitzutheilen. 

Mit der Mittheilung iſt die Aufforderung zu verbinden, ſich binnen einer 
beſtimmten Friſt über die beanſtandeten Angaben zu erklären. 

Erſt wenn der Steuerpflichtige dies unterläßt, oder wenn die Bedenken gegen 
die Richtigkeit der Vermögensanzeige nicht gehoben werden, iſt die Kommiſſion 
bei Schätzung des Vermögens auch an die thatſächlichen Angaben des Steuer- 
pflichtigen nicht gebunden. 


. 31. 


Die Kommiſſion ſetzt den nach ihrem Ermeſſen zutreffenden Steuerſatz auf 
Grund der ſtattgehabten Ermittelungen feſt. 


§. 32. 

Das Ergebniß der Veranlagung hat der Vorſitzende der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion dem Steuerpflichtigen mittelſt einer zugleich eine Belehrung über das 
Rechtsmittel der Berufung enthaltenden Zuſchrift bekannt zu machen, welche, ſofern 
auch die Veranlagung zur Einkommenſteuer ſtattgefunden hat, mit der Benach⸗ 
richtigung über dieſelbe ($. 39 des Einkommenſteuergeſetzes) verbunden werden kann. 


3. Rechtsmittel. 


a. Berufung. 


§. 33. 

Gegen das Ergebniß der Veranlagung ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen, 
als auch dem Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſion binnen einer Ausſchluß⸗ 
friſt von vier Wochen das Rechtsmittel der Berufung an die gemäß $$. 41, 50 
des Einkommenſteuergeſetzes gebildete Berufungskommiſſion zu. 
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Die Vorſchrift im F. 40 Abſatz 2 des Einkommenſteuergeſetzes findet finn- 
gemäße Anwendung. 

Die Berufung kann mit der etwaigen Berufung gegen die Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung in demſelben Schriftſatze angebracht werden. 


$. 34. 


Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion hat die ihm im F. 42 des Cin- 
kommenſteuergeſetzes zugewieſenen Obliegenheiten und Befugniſſe auch mit Bezug 
auf die Ergänzungsſteuer wahrzunehmen. 

$. 35. 

Die Berufungskommiſſion entſcheidet über alle gegen das Verfahren und 
die Entſcheidungen der Veranlagungskommiſſionen und der Schätzungsausſchüſſe 
angebrachten Beſchwerden und Berufungen. 

Behufs Prüfung der Berufungen können die Berufungskommiſſion und 
deren Vorſitzender eine genaue Feſtſtellung der Vermögensverhältniſſe des Steuer 
pflichtigen veranlaſſen. Dabei ſind ſie befugt, von den zu dieſem Zwecke den 
Veranlagungskommiſſionen und deren Vorſitzenden zuſtehenden Hülfsmitteln ($. 25 
Abſatz 3 bis 5, F. 29) Gebrauch zu machen. 

Die Berufungskommiſſion und deren Vorſitzender ſind ferner befugt, die 
Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen zu veranlaſſen, ſowie die eidliche 
Bekräftigung des Zeugniſſes oder Gutachtens der vernommenen Zeugen oder 
Sachverſtändigen vor dem zuſtändigen Amtsgericht zu fordern. Die zu ver⸗ 
nehmenden Perſonen dürfen die Auskunftsertheilung nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen ablehnen, welche nach der Civilprozeßordnung zur Ablehnung eines 
Zeugniſſes beziehungsweiſe Gutachtens berechtigen. 

Die Berufungskommiſſion hat die Vermögensnachweiſungen ſorgfältig zu 
prüfen; die von ihr gezogenen Erinnerungen ſind bei der nächſten Veranlagung 
($. 37) zu beachten. 

Iſt gegen die Veranlagung deſſelben Steuerpflichtigen ſowohl wegen der 
Einkommenſteuer als auch wegen der Ergänzungsſteuer Berufung eingelegt, ſo 
kann der Vorſitzende die Erörterung und Entſcheidung der Rechtsmittel in einem 
Verfahren herbeiführen. 

b. Beſchwerde. 
$. 36. 

Gegen die Entſcheidung der Berufungskommiſſion ſteht ſowohl dem Steuer 
pflichtigen als auch dem Vorſitzenden der Berufungskommiſſion die Beſchwerde 
an das Oberverwaltungsgericht in Gemäßheit der Vorſchriften im §. 44 des 
Einkommenſteuergeſetzes zu. 

Die Beſchwerde kann mit der etwaigen Beſchwerde big der Ein⸗ 
kommenſteuerveranlagung deſſelben Pflichtigen in dem nämlichen Schriftſatze an 
gebracht werden. 
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Iſt mit Bezug auf die Veranlagung deſſelben Pflichtigen ſowohl wegen 
der Einkommenſteuer als auch wegen der Ergänzungsſteuer Beſchwerde eingelegt, 
jo kann das Oberverwaltungsgericht dieſe Rechtsmittel in einem Verfahren er- 
örtern und entſcheiden. 

Im Uebrigen finden auf die Beſchwerden und auf das Verfahren zum 
Zwecke der Entſcheidung derſelben die $$. 44 bis 49 des Einkommenſteuergeſetzes 
Anwendung. 


V. Veranlagungsperiode und Veränderung der veranlagten Steuer 
innerhalb derſelben. 


$. 37. 


Die Veranlagung der Ergänzungsſteuer erfolgt für eine Periode von drei 
Steuerjahren, zum erſten Male jedoch für die Zeit vom 1. April 1895 bis zum 
31. März 1896. 

Für die Zeit vom 1. April 1896 bis zum 31. März 1899 erfolgt die 
Feſtſetzung der Veranlagungsperiode durch Königliche Verordnung. 


$. 38. 


Tritt im Laufe eines Steuerjahres eine Vermehrung des ſteuerbaren Ver⸗ 
mögens in Folge Erb- oder Fideikommißanfalles, Abtheilungs⸗ oder Ueberlaſſungs⸗ 
vertrages zwiſchen Eltern und Kindern, Schenkung oder Verheirathung ein, ſo 
iſt der Erwerber entſprechend der Vermehrung ſeines Vermögens anderweit zur 
Ergänzungsſteuer zu veranlagen und zur Entrichtung derſelben von dem Beginne 
des auf den Vermögenszuwachs folgenden Monats ab verpflichtet. 


$. 39. 

Wird nachgewieſen, daß im Laufe eines Steuerjahres in Folge Wegfalles 
eines Vermögenstheiles der Geſammtwerth des ſteuerbaren Vermögens eines 
Pflichtigen um mehr als den vierten Theil vermindert worden iſt, oder daß der 
wegfallende Theil des Vermögens anderweit zur Ergänzungsſteuer herangezogen 
wird, ſo kann vom Beginn des auf den Eintritt der Vermögensverminderung 
folgenden Monats ab die Ermäßigung der Ergänzungsſteuer auf den dem ver 
bliebenen Vermögen entſprechenden Steuerſatz beanſprucht werden. 


$. 40. 


Außer in den Fällen der $$. 38, 39 begründet die im Laufe der Bers 
anlagungsperiode eintretende Vermehrung oder Verminderung des Vermögens 
in feinem Beſtande oder Werthe keine Veränderung in der ſchon erfolgten Ver⸗ 
anlagung; vielmehr tritt eine Veränderung in den Steuerrollen innerhalb der 
Veranlagungsperiode nur ein entweder in Folge von Zugängen, indem Perſonen 
durch Zuzug aus anderen Bundesſtaaten oder aus anderen Gründen ſteuerpflichtig 
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werden, oder in Folge von Abgängen, indem bei Steuerpflichtigen die Voraus- 
ſetzungen, an welche die Steuerpflicht geknüpft iſt, erlöſchen. 

Die Zu- und Abgangsſtellung erfolgt von dem Beginn des auf den 
Eintritt oder das Erlöſchen der Steuerpflicht folgenden Monats ab. 


$. 41. 

Wegen des Verfahrens bei den Steuerermäßigungen (F. 39) und bei den 
Abgangsſtellungen finden die Vorſchriften $. 60 Abſatz 1 bis 3 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes ſinngemäße Anwendung. 

In den Fällen der $$. 38, 40 beſtimmt an Stelle der Veranlagungs⸗ 
kommiſſion der Vorſitzende derſelben den zu entrichtenden Steuerſatz ſowie den 
Zeitpunkt der Zugangsſtellung. Im Uebrigen finden wegen des Verfahrens bei 
der Veranlagung in Zugangsfällen ſowie wegen der Rechtsmittel die Vorſchriften 
$$. 20 bis 36 Anwendung. 

Den Gemeinde ⸗Guts-) Vorſtänden liegt nach den vom Finanzminiſter 
hierüber zu treffenden Anordnungen die Führung der Zu- und Abgangsliſten ob. 


VI. Steuererhebung. 


§. 42. 

Die Ergänzungsſteuer wird gleichzeitig mit der Einkommenſteuer erhoben. 

Die zur örtlichen Erhebung der Einkommenſteuer vom Einkommen von 
nicht mehr als 3 000 Mark verpflichteten Gemeinden Gutsbezirke) haben auch 
die Ergänzungsſteuer der mit einem Einkommen von nicht mehr als 3 000 Mark 
veranlagten oder einkommenſteuerfrei gebliebenen Perſonen zu erheben und er⸗ 
halten hierfür, ſolange nicht der im $. 16 Abſatz 2 des Geſetzes wegen Auf⸗ 
hebung direkter Staatsſteuern vorgeſehene Fall eingetreten iſt, eine vom Finanz⸗ 
miniſter feſtzuſetende Gebühr, welche zwei Prozent der Iſteinnahme der erhobenen 
Ergänzungsſteuer nicht überſteigen darf. 

Die Vorſchriften $$. 62 bis 64 des Einkommenſteuergeſetzes finden auf die 
Ergänzungsſteuer gleichmäßig Anwendung. 

Außer dem Veranlagten haften diejenigen Perſonen, deren Vermögen dem⸗ 
ſelben bei der Veranlagung gemäß $. 5 zugerechnet iſt, für den auf daſſelbe nach 
dem Verhältniß zum veranlagten Geſammtvermögen entfallenden Theil der ver⸗ 
anlagten Ergänzungsſteuer ſolidariſch. 


VII. Strafbeſtimmung. 


$. 43. 

Wer in der Abſicht der Steuerhinterziehung an zuſtändiger Stelle über 
das ihm zuzurechnende ſteuerbare Vermögen oder über das Vermögen der von 
ihm zu vertretenden Steuerpflichtigen unrichtige oder unvollſtändige thatſächliche 
Angaben macht, wird mit dem zehn- bis fünfundzwanzigfachen Betrage der 
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Jahresſteuer, um welche der Staat verkürzt worden ift oder verkürzt werden 
ſollte, mindeſtens aber mit einer Geldſtrafe von hundert Mark beſtraft. 

Iſt eine unrichtige Angabe, welche geeignet iſt, eine Verkürzung der Steuer 
herbeizuführen, zwar wiſſentlich, aber nicht in der Abſicht der Steuerhinterziehung 
erfolgt, ſo tritt Geldſtrafe von zwanzig bis hundert Mark ein. 

Straffrei bleibt, wer ſeine unrichtige oder unvollſtändige Angabe, bevor 
Anzeige erfolgt oder eine Unterſuchung eingeleitet ift, an zuständiger Stelle be- 
richtigt oder ergänzt und die vorenthaltene Steuer in der ihm geſetzten Friſt 
entrichtet. 

$. 44. 

Die Einziehung der hinterzogenen Steuer erfolgt neben und unabhängig 
von der Strafe. 

Die Vorſchriften $. 67 Abſatz 2 und 3 des Einkommenſteuergeſetzes finden 
ſinngemäße Anwendung. 


VIII. Schlußbeſtimmungen. 


§. 45. 

Die Gemeinden (Gutsbezirke) tragen die Koften für die bei der Beran- 
lagung der Ergänzungsſteuer ihnen übertragenen Geſchäfte. 

Im Uebrigen fallen die Koſten der Veranlagung und Erhebung der 
Staatskaſſe zur Laſt. Jedoch ſind diejenigen Koſten, welche durch die gelegentlich 
der eingelegten Rechtsmittel erfolgenden Ermittelungen veranlaßt werden, von 
dem Steuerpflichtigen zu erſtatten, wenn ſich ſeine Angaben in weſentlichen 
Punkten als unrichtig erweiſen. 

Die Feſtſetzung der zu erſtattenden Koſten erfolgt durch die Regierung, 
gegen deren Entſcheidung dem Steuerpflichtigen binnen einer Ausſchlußfriſt von 
vier Wochen die bei der Regierung einzulegende Beſchwerde an den Finanz 
miniſter offen ſteht. 

Die Mitglieder der Kommiſſionen und Schätzungsausſchüſſe erhalten aus 
der Staatskaſſe Reiſekoſten und Tagegelder, deren Sätze im Wege der Königlichen 
Verordnung gemäß $. 12 des Geſetzes, betreffend die Tagegelder und die Reiſe⸗ 
koſten der Staatsbeamten, vom 24. März 1873, Geſetz-Samml. S. 122 (Artikel I 
der Verordnung vom 15. April 1876, Geſetz-Samml. S. 107) beſtimmt werden. 

Die Gebühren für Zeugen und Sachverſtändige ($$. 24, 29) werden nach 
den in Civilprozeſſen zur Anwendung kommenden Vorſchriften berechnet. 


§. 46. 
Die folgenden Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes: 
$$. 51 bis 54 (Geſchäftsordnung der Kommiſſionen und Zuſtellungen), 
$. 55 (Oberaufſicht des Finanzminiſters), 
F. 61 Abſatz 1 und 2 (Ab- und Anmeldung), 
F. 68 Abſatz 2 und §. 69 GBeſtrafung der Zuwiderhandlungen gegen 
die Melde- und die Geheimhaltungspflicht), 
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. 70 (Strafumwandlung und Strafverfahren), 
. 78 Guſtändigkeit der Direktion für die Verwaltung der direkten 
Steuern in Berlin), 
79 (Verlängerung der Ausſchlußfriſten), 
80 achbeſteuerung), 
$. 81 (Verjährung), 

finden ſinngemäße Anwendung, 

die $$. 52, 69, 80 mit der Maßgabe, daß der Steuererklärung die Ber 
mögensanzeige, dem Einkommen das ſteuerbare Vermögen im Sinne dieſes Ge— 
ſetzes gleichſteht, daß ferner die Vorſchriften F. 52 Abſatz 1 und $. 69 auch auf 
die Mitglieder des Schätzungsausſchuſſes ($. 23) Anwendung finden. 


§. 47. 

Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand kann beantragen, wer durch 
Naturereigniſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden iſt, die in 
dem gegenwärtigen Geſetze oder in dem Einkommenſteuergeſetze zur Einlegung 
von Rechtsmitteln vorgeſchriebenen Ausſchlußfriſten einzuhalten. Als unabwend- 
barer Zufall iſt es anzuſehen, wenn der Antragſteller von einer Zuſtellung ohne 
ſein Verſchulden keine Kenntniß erlangt hat. 

Ueber den Antrag entſcheidet die Kommiſſion oder Behörde, welcher die 
Entſcheidung über das verſäumte Rechtsmittel zuſteht. 

Das verſäumte Rechtsmittel iſt unter Anführung der Thatſachen, durch 
welche der Antrag auf Wiedereinſetzung begründet werden ſoll, ſowie der Beweis— 
mittel innerhalb zwei Wochen nach dem Ablauf des Tages, mit welchem das 
Hinderniß gehoben iſt, nachzuholen. 

Nach Ablauf eines Jahres, von dem Ende der verſäumten Friſt an 
gerechnet, findet die Nachholung und der Antrag auf Wiedereinſetzung nicht 
mehr ſtatt. 

Die durch Erörterung des Antrages auf Wiedereinſetzung entſtehenden 
baaren Auslagen trägt in allen Fällen der Antragſteller. 


$. 48. ' 

Ueberſteigt das Veranlagungsſoll des Jahres 1895/96 den Betrag von 
35 000 000 Mark um mehr als 5 Prozent, ſo findet in dem Verhältniß des 
Mehrbetrages zu der genannten Summe eine Herabſetzung der ſämmtlichen im 
§. 18 beſtimmten Steuerſätze ſtatt. 

Dieſe Herabſetzung wird in angemeſſener Abrundung durch Königliche Bers 
ordnung feſtgeſtellt. Die in der letzteren beſtimmten Sätze ſind für das Steuer⸗ 
jahr 1895/96 und die folgenden Jahre maßgebend. 

In gleicher Weiſe findet, wenn das Veranlagungsſoll des Jahres 1895/96 
hinter dem Betrage von 35000 000 Mark um mehr als 5 Prozent zurückbleibt, 
eine entſprechende Erhöhung der im F. 18 dieſes Geſetzes beſtimmten Steuerſätze 
ſtatt, inſoweit der Ausfall nicht durch einen Mehrertrag der Einkommenſteuer 
für das Jahr 1895/96 über die Summe von 135 000 000 Mark und durch 
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die Zinfen der im H. 49 bezeichneten Ueberſchüſſe gedeckt wird. Dieſe Erhöhung 
wird durch Königliche Verordnung für die Folgezeit wieder außer Kraft geſetzt, 
wenn das Veranlagungsſoll der Ergänzungsſteuer den Betrag von 35 000 000 Mark 
zuzüglich einer Steigerung von 4 Prozent für jedes auf 1895/96 folgende Steuer 
jahr erreicht. 

$. 49. 

Ueberſteigt die Einnahme an Einkommenſteuer für das Jahr 1892/93 den 
Betrag von 80 000 000 Mark, und für die folgenden Jahre einen um je 4 Pro⸗ 
zent erhöhten Betrag, ſo ſind die Ueberſchüſſe und deren Zinſen bis zum Etats⸗ 
jahre 1894/95 einſchließlich zu einem beſonderen, von dem Finanzminiſter zu 
verwaltenden Fonds abzuführen, ſoweit darüber nicht durch Geſetz anderweit 
Verfügung getroffen iſt. g 

Soweit die mit 3 ½ Prozent zu berechnenden Zinſen dieſes Fonds nach 
dem Beſtande vom 1. April 1895 zu dem im F. 48 Abſatz 3 dieſes Geſetzes 
bezeichneten Zwecke keine Verwendung finden, iſt über dieſelben zu Beihülfen für 
Volksſchulbauten oder zu anderweiten Beihülfen an unvermögende Schulverbände 
durch den Staatshaushalts⸗Etat Beſtimmung zu treffen. 

Der Fonds ſelbſt iſt am 1. April 1895 zu den allgemeinen Staatsfonds 
zu vereinnahmen. 

Die $$. 82 bis 84 des Einkommenſteuergeſetzes treten mit der Verkündigung 
dieſes Geſetzes außer Kraft. 

§. 50. 

Abgeſehen von der Beſtimmung im $. 48 ift eine Veränderung der Er- 
gänzungsſteuerſätze nur bei gleichzeitiger und verhältnißmäßiger Abänderung der 
Einkommenſteuerſätze zuläſſig. 

$. 51. 

Bei der Vertheilung und Aufbringung öffentlicher Laſten nach dem Maß⸗ 

ſtabe direkter Staatsſteuern kommt die Ergänzungsſteuer nicht in Anſatz. 
$. 52. 

Dieſes Geſetz tritt nur gleichzeitig mit dem Geſetz wegen Aufhebung direkter 

Staatsſteuern in Kraft. 
$. 53. 

Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 14. Juli 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 
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Tabelle 


über den 


gegenwartigen Kapitalwerth einer Rente oder Nutzung im Werthe von 1 Mark 
auf eine beſtimmte Anzahl von Jahren behufs Berechnung der davon zu 
entrichtenden Ergaͤnzungsſteuer. 


(Zu F. 13 * des Geſetzes.) 


Anzahl Kapital- Anzahl Kapital. Anzahl 


der w der t ber 
Jahre. j Jahre. 5857 Jahre. 
; . Di. 


Kapital · 
werth 


1 10,0 22 43 21 | 18,6 64 23 | 88,7 
2 1 | 96,2 23 44 21 | 37,1 65 23 | 96,9 
3 288,8 24 45 21 | 54,9 66 24 | 04,7 
4 3 77, 25 46 21 | 72,0 67 24 | 12,2 
5 4 63,0 26 47 21 | 88,5 68 24 | 19,4 
6 5 45,1 27 48 22 04, 69 24 | 26,4 
7 6 | 24,2 28 49 22 | 19,5 70 24 | 33,0 
8 7 | 00,2 29 50 22 | 34,2 71 24 | 39,5 
9 7 73,3 30 51 22 48,2 72 24 | 45,6 
10 8 | 48,5 31 52 22 | 61,8 73 24 | 5l,s 
11 9 117 32 53 22 | 74,8 74 24 | 57,3 
12 9 | 76,0 33 54 22 | 87,3 75 24 | 62,8 
13 10 | 38,5 34 55 22 | 99,3 76 24 | 68,0 
14 10 | 98,6 35 56 23 10, 77 24 | 73,1 
15 1156, 36 57 23 | 22,0 78 24 | 78,0 
16 12 1178 37 19 | 90,8 58 23 | 32,7 79 24 | 82,7 
17 12 | 65,2 38 20 | 14,3 59 23 | 43,0 80 24 | 87,2 
18 13 | 16,6 39 20 | 36,8 60 23 | 52,8 81 24 | 91,5 
19 13 | 65,9 40 20 | 58,5 61 231 694 82 24 | 95,7 
20 14 | 13,4 41 20 | 79,3 62 23 | 71,5 83 24 | 99,7 
21 14 | 59,0 42 20 | 99,3 63 23 | 80,3 84 25 | 00,0 
und mehr. 


Geſeh - Sammi. 1893. (Nr. 9628—9629.) 31 


— 152 — 


(Nr. 9629.) Kommunalabgabengeſetz. Vom 14. Juli 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie für 
den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande und der Inſel 
Helgoland, was folgt: 


Theil l. Gemeindeabgaben. 


Erſter Titel. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
§. 1. i 
Die Gemeinden find berechtigt, zur Deckung ihrer Ausgaben und Bedürfniffe 
nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes Gebühren und Beiträge, indirekte 
und direkte Steuern zu erheben, ſowie Naturaldienſte zu fordern. B 
2 


Die Gemeinden dürfen von der Befugniß, Steuern zu erheben, nur in⸗ 
Gan Gebrauch machen, als die fonftigen Einnahmen, insbeſondere aus dem 
emeindevermögen, aus Gebühren, Beiträgen und vom Staate oder von weiteren 
Kommunalverbänden den Gemeinden überwieſenen Mitteln zur Deckung ihrer 
Ausgaben ese Rühn Auf Hunde- und Luſtbarkeits⸗„ ſowie auf ähnliche, 
durch beſondere Rückſichten gebotene Steuern findet diefe Beſtimmung keine UAn- 

wendung. 

Durch direkte Steuern darf nur der Bedarf aufgebracht werden, welcher 
nach Abzug des Aufkommens der indirekten Steuern von dem geſammten Steuer⸗ 
bedarfe verbleibt. 

$. 3. 


Gewerbliche Unternehmungen der Gemeinden find grundſätzlich fo zu ver- 
walten, daß durch die Einnahmen mindeſtens die geſammten durch die Unter⸗ 
nehmung der Gemeinde erwachſenden Ausgaben, einſchließlich der Verzinſung und 
der Tilgung des Anlagekapitals, aufgebracht werden. 

Eine Ausnahme iſt zuläſſig, ſofern die Unternehmung zugleich einem 
öffentlichen Intereſſe dient, welches anderenfalls nicht befriedigt wird. 


Zweiter Titel. 
Gebühren und Beiträge. 


$. 4. 
Die Gemeinden können für die der von ihnen im öffentlichen 
Intereſſe unterhaltenen Veranſtaltungen (Anlagen, Anſtalten und Einrichtungen) 


beſondere Vergütungen (Gebühren) erheben. 
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Die Erhebung von Gebühren hat zu erfolgen, wenn die Veranſtaltung 
einzelnen Gemeindeangehörigen oder einzelnen Klaſſen von ſolchen vorzugsweise 
zum Vortheile gereicht und ſoweit die Ausgleichung nicht durch Beiträge ($. 9) 
oder eine Mehr- oder Minderbelaſtung (F. 20) erfolgt. Die Gebührenſätze find 
in der Regel ſo zu bemeſſen, daß die Verwaltungs- und Unterhaltungskoſten der 
Veranſtaltung, einſchließlich der Ausgaben für die Verzinſung und Tilgung des 
aufgewendeten Kapitals, gedeckt werden. 

Beſteht eine Verpflichtung zur Benutzung einer Veranſtaltung für alle 
Gemeindeangehörigen oder für einzelne Klaſſen derſelben, oder ſind die Genannten 
auf die Benutzung der Veranſtaltung angewieſen, ſo iſt unter Berückſichtigung 
des öffentlichen Intereſſes, welchem die Veranſtaltung dient, und der den Einzelnen 
gewährten beſonderen Vortheile eine entſprechende Ermäßigung der Gebührenſätze 
geſtattet; auch kann in Fällen dieſer Art die Erhebung von Gebühren unterbleiben. 

Auf Unterrichts- und Bildungsanſtalten, auf Krankenhäuſer, Heil- und 
Pflegeanſtalten, ſowie auf vorzugsweiſe den Bedürfniſſen der unbemittelten Volks- 
klaſſen dienende Veranſtaltungen finden vorſtehende Beſtimmungen (Abſatz 2 und 3) 
keine Anwendung. Jedoch muß für den Beſuch der von den Gemeinden unter 
haltenen höheren Lehranſtalten und Fachſchulen ein angemeſſenes Schulgeld erhoben 
werden. 

Andere Abweichungen von der im Abſatz 2 vorgeſchriebenen Bemeſſung der 
Gebühren ſind nur aus beſonderen Gründen geſtattet. ; 

Ein Zwang zur Erhebung von Chauſſee⸗, Weges, Pflafter- und Brücken⸗ 
geldern findet nicht ſtatt. 


§. 5. 

Die beſtehenden Vorſchriften über die Verleihung des Rechts auf Erhebung 
von Chauſſee⸗, Wege-, Pflafter-, Brücken⸗, Fähr⸗, Hafen», Schleuſengeldern 
und von anderen derartigen Verkehrsabgaben, ſowie über die Feſtſtellung der 
Tarife für ſolche werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


$. 6. 

Die Gemeinden, Amtsbezirke, Aemter und Landbürgermeiſtereien ſind be⸗ 
rechtigt, für die Genehmigung und Beaufſichtigung von Neubauten, Umbauten 
und anderen baulichen Herſtellungen, ſowie für die ordnungs- und feuerpolizeiliche 
Beaufſichtigung von Meſſen und Märkten, von Muſikaufführungen, Schauſtellungen, 
theatraliſchen Vorſtellungen und ſonſtigen Luſtbarkeiten Gebühren zu erheben. Die 
Erhebung von Luſtbarkeitsſteuern ſchließt die Erhebung von Gebühren für die 
Beaufſichtigung der Luſtbarkeit aus. 

Im Uebrigen bewendet es hinſichtlich der Befugniß der Gemeinden, für 
einzelne Handlungen ihrer Organe Gebühren Gerwaltungsgebühren) zu erheben, 
bei den beſtehenden Beſtimmungen. 

Die Gebühren müſſen ſo bemeſſen werden, daß deren Aufkommen die 
Koſten des bezüglichen Verwaltungszweiges nicht überſteigt. 
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Gebühren ſind im Voraus nach feſten Normen und Sätzen zu beſtimmen. 
Eine Berückſichtigung Unbemittelter iſt nicht ausgeſchloſſen. 


$. 8. 
Die Feſtſetzung von Gebühren bedarf in den Fällen des $.4 Abſatz 3 
und 5 und des $. 6 der Genehmigung. 
Das Erforderniß der Genehmigung des Schulgeldes durch die Schulaufſichts⸗ 
behörde bleibt unberührt. 
§. 9. 
Die Gemeinden können behufs Deckung der Koſten für Herſtellung und 


ft 
Gegen den Beſchluß der zuftändigen Behörde ſteht den Betheiligten die 
Beſchwerde offen. > nr 
$. 10. f 
KU Die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Veränderung 
e e von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften, vom 2. Juli 
138875 Geſetz⸗Samml. S. 561) bleiben mit der Maßgabe in Kraft, daß die im 
í FS. 15 daſelbſt vorgeſehenen Beiträge nach einem anderen, als dem dort an⸗ 
4. gegebenen Maßſtabe, insbeſondere auch nach der bebauungsfähigen Fläche, be | 
{ mefjen werden dürfen. | | * I| 


ER S 


. 

Die Vorſchriften des Geſetzes, betreffend die Erhebung von Marktſtands⸗ 
geld, vom 26. April 1872 GGeſetz⸗Samml. S. 513) bleiben unberührt. 

Ebenſo behält es bei den Beſtimmungen der Geſetze Über die Errichtung 
öffentlicher zalaatbäufer vom 18. März 1868 (Gefe-Samml. S. 277) und 
9. März 1881 (Geſetz⸗Samml. S. 273) fein Bewenden. Jedoch dürfen für die 
Schlachthausbenutzung Gebühren bis zu einer ſolchen Höhe erhoben werden, daß 
durch ihr jährliches Aufkommen die Koſten der Unterhaltung der Anlage und 
des Betriebes, ſowie ein Betrag von 8 Prozent des Anlagekapitals und der 
etwa gezahlten Entſchädigungsſumme gedeckt werden. In denjenigen Städten, 
in denen Verbrauchsſteuern auf Fleiſch zur Erhebung kommen, dürfen die Be- 
nutzungsgebühren nur bis zu einer ſolchen Höhe erhoben werden, daß durch ihr 
jährliches Aufkommen außer den Unterhaltungs- und Betriebskoſten ein Betrag 
von 5 Prozent des Anlagekapitals und der Entſchädigungsſumme gedeckt wird. 

Die Gebühren für die Unterſuchung des nicht in öffentlichen Schlacht⸗ 
häuſern ausgeſchlachteten Fleiſches (Artikel 1 §. 2 Nr. 2 und 3 des Geſetzes vom 
9. März 1881) können in einer den Gebühren für die Schlachthausbenutzung 
entſprechenden Höhe bemeſſen werden. 


$. 12. 
In Badeorten, klimatiſchen und ſonſtigen Kurorten können die Gemeinden 


für die Herſtellung und Unterhaltung ihrer zu Kurzwecken getroffenen Veranſtal⸗ 
tungen Vergütungen (Rurtagen) erheben. 


Dritter Titel. 
Gemeindeſteuern. 


EPESA AAE S d PIKO * 
Erſter Abſchnitt. 
Indirekte Gemeindeſteuern. 


§. 13. 
Die Gemeinden ſind zur Erhebung indirekter Steuern innerhalb der durch 
hie Nec gezogenen Grenzen befugt. 5 e a 
Den en de TS Vereinbarungen mit den Betheiligten geſtattet, wonach 
der Jahresbetrag der zu entrichtenden indirekten Steuern für mehrere Jahre im 
Voraus feſt beſtimmt wird. Die Vereinbarungen bedürfen der Genehmigung. 


§. 14. 


Steuern auf den Verbrauch von Fleiſch, Getreide, Mehl, Backwerk, 
Kartoffeln und Brennſtoffen aller Art dürfen nicht neu eingeführt oder in ihren 
(Nr. 9629.) han A fr | $a 24 aa 
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Sätzen erhöht werden. Die Einführung einer Wildpret- und Geflügelſteuer ift 
jedoch auch in den früher nicht mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Gemeinden 
zuläſſig. Die Steuerſätze können abweichend von den Vorſchriften des Erlaſſes 
vom 24. April 1848 (Geſetz-Samml. S. 131) bemeſſen werden. 

Wegen Forterhebung der Schlachtſteuer bewendet es bei den Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 25. Mai 1873 (Gejeg-Samml. S. 222). 


§. 15. 

Die Beſteuerung von Luſtbarkeiten, einſchließlich muſikaliſcher und deklama⸗ 
toriſcher Vorträge, ſowie von Schaͤüſtellungen umherziehender Künſtler ift den 
Gemeinden geſtattet. 

$. 16. 

Die Gemeinden ſind befugt, das Halten von A zu beſteuern ($. 93). 
Die in dieſer Beziehung zur Zeit beſtehenden geſeßli Vorſchriften werden 
aufgehoben. 

$. 17. 

Die beſtehenden Vorſchriften über die Verwendung des Aufkommens in- 
direkter Steuern für beſtimmte Zwecke Goſten der Armenpflege u. ſ. w.) werden 
aufgehoben. 

$. 18. 

Die Einführung neuer und die Veränderung beſtehender indirekter Gemeinde⸗ 
ſteuern kann nur durch Steuerordnungen erfolgen. 
Die Steuerordnungen bedürfen der Genehmigung. 

$. 19. 

Wegen der Befreiung der Militärſpeiſeeinrichtungen und ähnlicher Militär⸗ 
anſtalten von den Verbrauchsſteuern bewendet es bei den beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Direkte Gemeindeſteuern. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


§. 20. 


Die direkten Gemeindeſteuern ſind auf alle der Beſteuerung unterworfenen 
Pflichtigen nach feſten und gleichmäßigen Grundſätzen zu vertheilen. 

Handelt es ſich um Veranſtaltungen, welche in beſonders hervorragendem 
oder geringem Maße einem Theile des Gemeindebezirks oder einer Klaſſe von 
Gemeindeangehörigen zu Statten kommen, und werden Beiträge nach $$. 9 
und 10 nicht erhoben, fo kann die Gemeinde eine entſprechende Mehr- oder 
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Minderbelaftung dieſes Theiles des Gemeindebezirks oder dieſer Klaffe von 
Gemeindeangehörigen beſchließen. Bei der Abmeſſung der Mehr- und Minder⸗ 
belaſtung iſt namentlich der zur Herſtellung und Unterhaltung der Veranſtaltungen 
erforderliche Bedarf nach Abzug des etwaigen Ertrages in Betracht zu ziehen. 
Der Beſchluß bedarf der Genehmigung. 


$. 21. 

Die auf befonderem Rechtstitel beruhenden Befreiungen einzelner Grund⸗ 
ſtücke von Gemeindeſteuern bleiben in ihrem bisherigen Umfange fortbeſtehen. 
Die Gemeinden ſind jedo ders dieſe Befreiungen durch Zahlung des 
zwanzigfachen lr eG derſelben nach dem Durchſchnitt der letzten drei 
Jahre vor dem 1. April desjenigen Rechnungsjahres, in welchem die Ablöſung 


beſchloſſen wird, Pente Steht ein anderer Entſchädigungsmaßſtab feſt, ſo 
hat es hierbei ſein Bewenden. 


$. 22. 


Vorſchriften, welche eine Befreiung von Gewerbeſteuer in ſich ſchließen, 
finden auf Gewerbe, welche nach Verkündigung dieſes Geſetzes in Betrieb geſetzt 
werden, keine Anwendung. 

Die Gemeinden ſind berechtigt, die beſtehenden Befreiungen durch Zahlung 
des 13 ½fachen Jahreswerthes derſelben nach dem Durchſchnitt der letzten drei 
Jahre vor dem 1. April desjenigen Rechnungsjahres, in welchem die Ablöſung 
beſchloſſen wird, abzulöſen. Steht ein anderer Entſchädigungsmaßſtab feſt, ſo 
hat es hierbei ſein Bewenden. 


$. 23. 


Die direkten Gemeindeſteuern können vom Grundbeſitz und Gewerbebetrieb 
(Realfteuern), ſowie vom Einkommen der Steuerpflichtigen (Einkommenſteuer) 
erhoben werden. e 3 

Die Einkommenſteuer kann zum Theil durch lala at euern erſetzt 
werden. Aufwandsſteuern dürfen grundſätzlich die geringeren Einkommen nicht 
verhältnißmäßig höher als die größeren belaſten. 

Mieths⸗ und Wohnungsſteuern dürfen nicht neu eingeführt werden. 

Die beſtehenden Mieths- und Wohnungsſteuern find auf ihre Ueber- 
einſtimmung mit den vorſtehenden Beſteuerungsgrundſätzen und den ſonſtigen 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes zu prüfen. Sie bedürfen erneuter, an die Zu- 
ſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen gebundener Genehmigung 
und treten außer Kraft, wenn die Genehmigung nicht bis zum 1. April 1898 


erfolgt iſt. 


ſteuern, welche nicht in Prozenten der vom Staate veranlagten Steuern erhoben 
werden, kann nur durch Steuerordnungen erfolgen. 
Die Steuerordnungen bedürfen der Genehmigung. 
(Nr. 9629.) 


Die Einführung neuer und die Veränderung beftehender direkter Gemeinde» j 
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U. Beſondere Beſtimmungen. 
1. Nealfleuern. 


a. Vom Grunddefig- 
§. 24. 

Den Steuern vom Grundbeſitz find die in der Gemeinde belegenen bebauten 

und unbebauten Grundſtücke unterworfen, mit Ausnahme 

a) der Königlichen Schlöſſer, einſchließlich der zugehörigen Nebengebäude, 
Hofräume und Gärten; 

b) der einem fremden Staate gehörigen Grundſtücke, auf denen Botſchafts⸗ 
oder Geſandtſchaftsgebäude errichtet ſind, einſchließlich der auf ihnen 
errichteten Gebäude, ſofern von dem fremden Staate Gegenſeitigkeit 
gewährt wird; 

e) der dem Staate, den Provinzen, den Kreiſen, den Gemeinden oder 
ſonſtigen kommunalen Verbänden gehörigen ⸗Grundſtücke und Gebäude, 
ſofern fie zu einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche beſtimmt find; 

d) der Brücken, Kunſtſtraßen, Schienenwege der Eiſenbahnen, ſowie 
der ſchiffbaren Kanäle, welche mit Genehmigung des Staates zum 
öffentlichen Gebrauche angelegt ſind; 

e) der Deichanlagen der Deichverbände und der im öffentlichen Intereſſe 
ſtaatlich unter Schau geſtellten Privatdeiche, ſowie der im öffentlichen 
Intereſſe unterhaltenen Anlagen der Cnt- und Bewäſſerungs verbände; 

f) 5 Univerſitäts⸗ und anderen zum öffentlichen Unterrichte beſtimmten 

ebäude; 

g) der Kirchen, Kapellen und anderen dem öffentlichen Gottesdienſte 
gewidmeten Gebäude, ſowie der gottesdienſtlichen Gebäude der mit 
Korporationsrechten verſehenen Religionsgeſellſchaften; 

h) der Armen», Waiſen⸗ und öffentlichen Krankenhäuſer, der Gefängnis, 
Beſſerungs⸗, Bewahr⸗ und derjenigen Wohlthätigkeitsanſtalten, welche 
die Bewahrung vor Schutzloſigkeit oder ſittlicher Gefahr bezwecken 
(Mägdehäuſer und dergleichen), ſowie der Gebäude, welche milden 
Stiftungen angehören und für deren Zwecke unmittelbar benutzt werden; 
durch Gemeindebeſchluß können auch anderweitige Gebäude ſolcher 
milden Stiftungen, welche nicht blos zu Gunſten beſtimmter Perſonen 
und Familien beſtehen, freigelaſſen werden; 

i) der Grundſtücke der unter k, g, h aufgeführten Anſtalten und Körper- 
ſchaften, ſoweit die Grundſtücke für deren Zwecke unmittelbar benutzt 
werden; 

k) der Dienſtgrundſtücke und Dienſtwohnungen der Geiſtlichen, Kirchen⸗ 
diener und Volksſchullehrer, ſoweit ihnen bisher Steuerfreiheit zuge⸗ 
ſtanden hat. 
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Alle, fonftigen, nicht auf einem beſonderen Rechtstitel beruhenden Be⸗ 
freiungen (F. 21), insbeſondere auch diejenigen der Dienſtgrundſtücke und Dienſt⸗ 
wohnungen der Beamten, ſind aufgehoben. j 

Iſt ein Grundſtück oder Gebäude nur theilweiſe zu einem öffentlichen 
Dienſte oder Gebrauche beſtimmt, ſo bezieht ſich die Befreiung nur auf dieſen Theil. 

Die Beſtimmungen der Kabinetsordre vom 8. Juni 1834 (Geſetz-Samml. 
S. 87) bleiben in Geltung und werden auf diejenigen Gemeinden ausgedehnt, 
in welchen dieſelben noch nicht in Geltung ſind. 


§. 25. 

Den Gemeinden ift die Einführung beſonderer Steuern vom Grundbeſitz 
geſtattet. 

Die Umlegung kann insbeſondere erfolgen nach dem Reinertrage beziehung$- 
weiſe Nutzungswerthe eines oder mehrerer Jahre, nach dem Pacht- beziehungsweiſe 
Miethswerthe oder dem gemeinen Werthe der Grundſtücke und Gebäude, nach 
den in der Gemeinde ſtattfindenden Abſtufungen des Grundbeſitzes oder nach einer 
Verbindung mehrerer dieſer Maßſtäbe. 


$. 26. BEA 


; erfolgt die 
Beſteuerung in Prozenten der vom Staate veranlagten Grund- und Gebäude— 
ſteuern. Haj: 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln erfolgte Erhöhung oder 
Ermäßigung der veranlagten Steuer zieht die entſprechende Abänderung der Ber- 
anlagung zur Gemeindeſteuer nach ſich. 

Die Veranlagung hat ſich auf ſämmtliche Grundſtücke und Gebäude zu 
erſtrecken, welche der Gemeindebeſteuerung unterliegen (GY. 3, 4 des Geſetzes wegen 
Aufhebung direkter Staatsſteuern). 

Die Beſteuerung neuerbauter oder vom Grunde aus wieder aufgebauter 
Gebäude ſowie die Steuererhöhung in Folge von Verbeſſerungen der Gebäude 
beginnt mit dem Ablaufe des Rechnungsjahres, in welchem die Bewohnbarkeit 
oder Nutzbarkeit eingetreten oder die Verbeſſerung vollendet iſt. 


Sind beſondere Steuern vom Grundbeſitz nicht eingeführt, k 


§. 27. 

Die Steuern vom Grundbeſitz ſind nach gleichen Normen und Sätzen zu 
vertheilen. 

Liegenſchaften, welche durch die Feſtſetzung von Baufluchtlinien in ihrem 
Werthe erhöht worden ſind (Bauplätze), können nach Maßgabe dieſes höheren 
Werthes zu einer höheren Steuer als die übrigen Liegenſchaften herangezogen 
werden. Dieſe Beſteuerung muß durch Steuerordnung geregelt werden. 
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b. Vom Gewerbebetrieb. 


§. 28. 
Den Gewerbeſteuern unterliegen in den Gemeinden, in denen der Betrieb 
ſtattfindet, ö 

1) die nach dem Gewerbeſteuergeſetz vom 24. Juni 1891 (Geſetz-Samml. 
S. 205) zu veranlagenden ſtehenden Gewerbe; 

2) die landwirthſchaftlichen Branntweinbrennereien; 

3) der Bergbau; 

4) die gewerbsmäßige Sening von Bernftein, Ausbeutung von Torf- 
ſtichen, von Sand-, Kies-, Lehm-, Mergel, Thon- und dergleichen 
Gruben, von Stein-, Schiefer-, Kalk-, Kreide- und dergleichen 
Brüchen; 

5) die Gewerbebetriebe kommunaler und anderer öffentlicher Verbände; 

6) die Gewerbebetriebe des Staates und der Reichsbank. 


Diejenigen zu Nr. 2 bis 6 bezeichneten Betriebe, bei denen weder der 
jährliche Ertrag 1500 Mark, noch das Anlage- und Betriebskapital 3000 Mark 
erreicht, ingleichen die nach §. 3 Nr. 4 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 
ſteuerfreien Gewerbebetriebe der Kommunalverbände bleiben von der Gewerbe— 
ſteuer befreit. Auf die Betriebsſteuer findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 

75 Der Betrieb der Staatseiſenbahnen und der der Eienhahräßag? ana 
liegenden Privateiſenbahnen ift gewerbefteuerftei. 

Der Gewerbebetrieb im Umherziehen ift der Gewerbeſteuer in den Ge 
meinden nicht unterworfen. 


$. 29. 


/ Den Gemeinden ift die Einführung befonderer Gewerbefteuern geftattet. 
N l / Die Gewerbefteuern können namentlich bemeſſen werden nach dem Ertrage 
des letzten Jahres oder einer Reihe von Jahren, nach dem Werthe des Anlage 
kapitals oder des Anlage- und Betriebskapitals, nach ſonſtigen Merkmalen für 
den Umfang des Betriebes oder nach einer Verbindung mehrerer dieſer Maßſtäbe. 
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3 $. 30. 

Sind befondere Gewerbeſteuern nicht eingeführt, fo erfolgt die Beſteuerung 
in Prozenten der vom Staate veranlagten Gewerbeſteuer. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln erfolgte Erhöhung oder 
Ermäßigung der veranlagten Gewerbeſteuer zieht die entſprechende Abänderung 
der Veranlagung zur Gemeindeſteuer nach ſich. 

Die Veranlagung hat ſich auf ſämmtliche Gewerbebetriebe, einſchließlich des 
Bergbaues, zu erſtrecken, welche der Gemeindebeſteuerung unterliegen ($$. 3, 4 
des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern). 
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$. 31. 

Eine verſchiedene Abſtufung der Gewerbeſteuerſätze und Prozente ift zuläfüg: 

1) wenn die einzelnen Gewerbearten in verſchiedenem Maße von den Ver- 
anftaltungen der Gemeinde Vortheil ziehen oder der Gemeinde Koſten 
verurſachen, und ſoweit die Ausgleichung nicht nach $$. 4, 9, 10 
oder 20 erfolgt; 

2) wenn die gewerblichen Gebäude in ſtärkerem Verhältniß zur Gebäude: 
ſteuer herangezogen werden, als es auf Grundlage der ſtaatlichen 
Gebäudeſteuer der Fall ſein würde, oder wenn die gewerblich benutzten 
Räume einer Miethsſteuer unterliegen. 

Die verſchiedene Abſtufung bedarf der Genehmigung. 


§. 32. 

Erſtreckt fich ein Gewerbebetrieb über mehrere Gemeindebezirke, fo hat für 
den Fall der Erhebung von Prozenten der veranlagten Gewerbeſteuer der zu⸗ 
ſtändige Steuerausſchuß auch für die im §. 28 Nr. 2 bis 6 bezeichneten Betriebe 
die Zerlegung des Geſammtſteuerſatzes in die auf die einzelnen Gemeinden 
entfallenden Theilbeträge zu bewirken ($. 38 des Gewerbeſteuergeſetzes vom 
24. Juni 1891). 

Werden beſondere Gewerbeſteuern umgelegt, ſo hat die Veranlagung nur 
nach Maßgabe des in der Gemeinde belegenen Theiles des Gewerbebetriebes zu 
erfolgen, bei beſonderen Gewerbeſteuern nach dem Ertrage unter ſinngemäßer 
Anwendung der in den GY. 47, 48 dieſes Geſetzes getroffenen Beſtimmungen. 


2. Gemeindeeinkommenſleuer. 
a. Steuerpflicht. 
$. 33. 
Der Gemeindeeinkommenſteuer ſind unterworfen: 
J) diejenigen Perſonen, welche in der Gemeinde einen Wohnſitz ($. 1 des 
Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891, Geſetz-Samml. S. 175) 


haben, hinſichtlich. ihres. geſammten innerhalb und außerhalb des 
Preußiſchen Staatsgebietes gewonnenen Einkommens, inſoweit daſſelbe 
nicht von der Beſteuerung freizulaſſen ift; kany 

2) diejenigen Perſonen, welche in der Gemeinde, ohne in derſelben einen 
Wohnſitz zu haben, Grundvermögen, Handels- oder gewerbliche Anlagen, 
mar ich der Bergwerke, haben, Handel oder Gewerbe oder außer: 
halb einer Gewerkschaft Bergbau betreiben oder als Geſellſchafter an 
dem Unternehmen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung betheiligt 


lind, hinſichtlich des ihnen aus dieſen Quellen in der Gemeinde zur 
fliegenden Einkommens; aa 


(Nr. 9629. 32°. 
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J Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerk— 
ſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften, deren Geſchäftsbetrieb über den 
Kreis ihrer Mitglieder hinausgeht linsbeſondere Konſumvereine mit 
offenem Laden) und juriſtiſche Perſonen linsbeſondere auch Gemeinden 
und weitere Kommunalverbände), welche in der Gemeinde Grundver- 
mögen, Handels- oder gewerbliche Anlagen, einſchließlich der Berg⸗ 
werke, haben, Handel oder Gewerbe, einſchließlich des Bergbaues, 
betreiben oder als Geſellſchafter an dem Unternehmen einer Gefell- 
ſchaft mit beſchränkter Haftung betheiligt ſind, hinſichtlich des ihnen 
aus dieſen Quellen in der Gemeinde zufließenden Einkommens. Hat 
eine Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer ſtattgefunden, ſo erfaßt 
die Gemeindeeinkommenſteuer das hierbei veranlagte Einkommen, vor— 
behaltlich der Beſtimmung im $. 16 Abſatz 3 a. a. O.; 

der Staatsfiskus bezüglich feines Einkommens aus den von ihm be⸗ 
triebenen Eiſenbahn⸗, Bergbau- und ſonſtigen gewerblichen Unter⸗ 
nehmungen, ſowie aus Domänen und Forſten. 

Eiſenbahnaktiengeſellſchaften, welche ihr Unternehmen dem Staate gegen 
eine unmittelbar an die Aktionäre zu zahlende Rente übertragen haben, ſind als 
Beſitzer von Eiſenbahnen nicht zu erachten. 

Jeder ſteuerpflichtige Grundſtückskompler und jede ſteuerpflichtige Unter⸗ 
nehmung des Staatsfiskus gilt in Beziehung auf die Steuerpflicht als ſelbſt⸗ 
ſtändige Perſon. Die geſammten Staats- und für Rechnung des Staates ver- 
walteten Eiſenbahnen ſind als Eine ſteuerpflichtige Unternehmung anzuſehen. 
Im Uebrigen ſetzt die zuſtändige obere Verwaltungsbehörde feft, was als ſelbſt⸗ 
ſtändige Bergbau⸗ oder ſonſtige gewerbliche Unternehmung des Staatsfiskus zu 
betrachten iſt. 

f Neuanziehende, können, auch wenn fie in der Gemeinde keinen Wohnſitz 
i ! haben, gleich den übrigen Gemeindeeinwohnern zur Steuer herangezogen werden, 
ſofern ihr Aufenthalt die Dauer von drei Monaten überſteigt. : 


$. 34. 
Das Einkommen aus bebauten und unbebauten Grundſtücken, welche ganz 
oder zum Theil nach $. 24 der Steuer vom Grundbeſitz nicht unterworfen ſind, 
unterliegt inſoweit auch nicht der Gemeindeeinkommenſteuer. 


$. 35. 
$ Ein die Steuerpflicht begründender Betrieb von Handel und Gewerbe, 
einſchließlich des Bergbaues, der im $. 33 Nr. 2, 3 und 4 bezeichneten Perſonen 
und Erwerbsgeſellſchaften findet nur in denjenigen Gemeinden ſtatt, in welchen 
ſich der Sitz, eine Zweigniederlaſſung, eine Betriebs-, Werk- oder Verkaufsſtätte 
oder eine ſolche Agentur des Unternehmens befindet, welche ermächtigt ift, Rechts- 
geſchäfte im Namen und für Rechnung des Inhabers, beziehungsweiſe der Gefell- 
ſchaft, ſelbſtſtändig abzuſchließen. Der Eiſenbahnbetrieb unterliegt der Steuer- 
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pflicht in den Gemeinden, in welchen fich der Sitz der Verwaltung (beziehungs- 


weife einer Staatsbahnverwältungsbehörde), eine Station oder eine für ſich be- 
ſtehende Betriebs- oder Werkſtätte oder eine ſonſtige gewerbliche Anlage befindet. 

Das Einkommen aus dem nicht mit eigenem Betriebe verbundenen Beſitze 
von Handels- und gewerblichen Anlagen, einſchließlich der Bergwerke, unterliegt 
der Beſteuerung in denſelben Gemeinden, in welchen das Einkommen aus dem 
Betriebe ſteuerpflichtig iſt. | 

$. 36. 

Gemeindeſteuern vom Einkommen dürfen, unbeſchadet der Vorſchrift im 
F. 23 Abſatz 2 und der Beſtimmungen über die Veranlagung von Theileinkommen 
($$. 49 bis 51), nur auf Grund der Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer 
und in der Regel nur in der Form von Zuſchlägen erhoben werden. Dieſe Zu⸗ 
ſchläge müſſen gleigmagr fein. Flite zur Ergänzungsſteuer find unzuläſſig. 

Iſt das gemeindeſteuerpflichtige Einkommen ganz oder zum Theil zur 
Staatseinkommenſteuer nicht veranlagt, ſo iſt der dem Zuſchlage zu Grunde zu 
legende Steuerſatz, ſofern fich aus den $$. 44 bis 46 nicht ein Anderes ergiebt, 
nach den für die Veranlagung der Staatseinkommenſteuer geltenden Vorſchriften 
zu ermitteln. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln, ſowie die auf Grund 
der $$. 57, 58 des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 erfolgte Er- 
höhung oder Ermäßigung der veranlagten Staatseinkommenſteuer zieht die ent- 
ſprechende Abänderung des Gemeindezuſchlags nach ſich. 


$. 37. 

Beſondere Gemeindeeinkommenſteuern ſind nur aus beſonderen Gründen 
geſtattet und bedürfen der Genehmigung. Die bei der Veranlagung zur Staats- 
einkommenſteuer erfolgte Feſtſtellung des Einkommens und die Stufen des Steuer- 
tarifs der Staatseinkommenſteuer dürfen nicht abgeändert werden. Veränderungen 
der Sätze des Steuertarifs find nur mit der Maßgabe zuläſſig, daß Der Prozent- 
ſatz der Beſteuerung des Einkommens bei den unteren Stufen nicht höher ſein 
darf, als bei den oberen Stufen, und daß das im Tarif der Staatseinkommen⸗ 
ſteuer enthaltene Steigerungsverhältniß der Sätze nicht zu Ungunſten der oberen 
Stufen geändert werden darf. 

Die Beibehaltung beſtehender beſonderer Gemeindeeinkommenſteuern kann 
mit Zuſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen ausnahmsweiſe und 
aus beſonderen Gründen auch dann genehmigt werden, wenn ſie den Vorſchriften 
der Beſtimmungen des Abſatzes 1 nicht entſprechen. 

Die Vorſchriften des $. 36 Abſatz 2 und 3 finden auf die beſonderen 
Gemeindeeinkommenſteuern entſprechende Anwendung. 


$. 38. 


Steuerpflichtige mit einem Einkommen von nicht mehr als 900 Mark 
werden, ſofern in den Steuerordnungen (§ . 23 Abſatz 5, 37) nicht abweichende 
(Nr. 9029.) 
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Beſtimmungen getroffen find, zu der Einkommenſteuer nach Maßgabe folgender 
Steuerſätze veranlagt: 

1) bei einem Einkommen von nicht mehr als 420 Mark nach einem 
Steuerſatze von / vom Hundert des ſteuerpflichtigen Einkommens bis 
zum Höchſtbetrage des Steuerſatzes von 1/0 Mark; 

2) bei einem Einkommen von mehr als 420 Mark bis einſchließlich 
660 Mark nach einem Steuerſatze von 2,10 Mark; 

3) bei einem Einkommen von mehr als 660 Mark nach einem. Steuer- 
ſatze von 4 Mark. 


Steuerpflichtige mit einem Einkommen von nicht mehr als 900 Mark 
können durch Gemeindebeſchluß, wenn die Deckung des Bedarfs der Gemeinde 
ohnehin geſichert iſt, von der Beitragspflicht entbunden oder mit einem geringeren 
Prozentſatze herangezogen werden. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung. Ihre 
Freilaſſung muß erfolgen, ſofern ſie im Wege der öffentlichen Armenpflege fort⸗ 
laufende Unterſtützung erhalten. 


$. 39. 


Die Gemeinde kann beſchließen, Ausländer und Angehörige anderer Bundes- 
ſtaaten, welche in der Gemeinde einen Wohnſitz, aber nicht des Erwerbes wegen 
haben, auf die Dauer von höchſtens drei Jahren zu der Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer nicht oder nur mit einem ermäßigten Prozentſatze heranzuziehen. 

Der Beſchluß bedarf der Genehmigung. 


§. 40. 

Von der Gemeindeeinkommenſteuer ſind befreit: 

1) die Mitglieder des Königlichen Hauſes und des Hohenzollernſchen 
Fürſtenhauſes, 

2) die bei dem Kaiſer und Könige beglaubigten Vertreter fremder Mächte 
und die Bevollmächtigten anderer Bundesſtaaten zum Bundesrathe, die 
ihnen zugewieſenen Beamten, ſowie die in ihren und ihrer Beamten 
Dienſten ſtehenden Perſonen, ſoweit ſie Ausländer ſind, 

3) diejenigen Perſonen, denen ſonſt nach völkerrechtlichen Grundſätzen oder 
nach beſonderen, mit anderen Staaten getroffenen Vereinbarungen ein 
Anſpruch auf Befreiung zukommt. 


Die Befreiungen zu Nr. 2 und 3 erſtrecken ſich nicht auf das im $. 33 
Nr. 2 bezeichnete Einkommen und bleiben ausgeſchloſſen, ſofern in den betreffenden 
Staaten Gegenſeitigkeit nicht gewährt wird. 

Die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen, gemäß welchen Standesherren 
und deren Familien von Gemeindelaſten befreit ſind, bleiben — unbeſchadet der 
Vorſchriften in den $$. 21, 22 des gegenwärtigen Geſetzes — unberührt. 


FE, 2a 


$. 41. 
Die ng der unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten, Be⸗ 


amten des Königlichen Hofes, der Geiftlichen, Kirchendiener und Elementarſchul— 
lehrer, ſowie der Wittwen und Waiſen dieſer Perſonen zu Einkommen- und 
: eres Geſetz geregelt. 


Aufwandsſteuern ($. 23) wird dürch beſon e Bis zum Erlaſſe 
ieſes Geſetzes kommen die Beſtimmungen der Verordnung, betreffend” Die eran 


ziehung der Staatsdiener zu den Kommunalauflagen in den neu erworbenen 


Landestheilen, a Bu ANE LAG (Gefet- Sammi. S. 1648) mit der 
Maßgabe zur Anwendung, daß das nothwendige Domizil außer Berückſichtigung 
bleibt. 


§. 42. 
Hinſichtlich der Heranziehung der Militärperſonen zu den auf das Ein— 


kommen gelegten Gemeindeabgaben bewendet es bei den beſtehenden Beſtim⸗ 


mungen. 
Die Mitglieder der Gendarmerie gelten als Militärperſonen im Sinne 
dieſes Geſetzes. 
$. 43. 


Den Gemeinden find Vereinbarungen mit Steuerpflichtigen geſtattet, wo- 
nach von fabrikmäßigen Betrieben und von Bergwerken an Stelle der Gemeinde— 
ſteuer vom Einkommen und vom Gewerbebetriebe ein für mehrere Jahre im 
Voraus zu beſtimmender feſter jährlicher Steuerbeitrag zu entrichten iſt. Die 
Vereinbarung bedarf der Genehmigung. 


b. Berechnung des ſteuerpflichtigen Einkommens der fiskaliſchen Domänen, 
Staats- und Privatbahnen 


$. 44. 


Das Reineinkommen aus fiskaliſchen Domänen und Forſten ift für die 
einzelnen Liegenſchaften aus dem Grundſteuerreinertrage nach dem Verhältniß zu 
berechnen, in welchem der in der betreffenden Provinz aus den Domänen- und 
Forſtgrundſtücken erzielte etatsmäßige Ueberſchuß der Einnahmen über die Mus- 
gaben unter Berückſichtigung der auf denſelben ruhenden Verbindlichkeiten und 
Verwaltungskoſten zum Grundſteuerreinertrage ſteht. 

Das Verhältniß iſt durch den zuſtändigen Miniſter alljährlich endgültig 
feſtzuſtellen und öffentlich bekannt zu machen. 


$. 45. 

Als Reineinkommen der Staats- und für Rechnung des Staats verwalteten 
Eiſenbahnen gilt der rechnungsmäßige Ueberſchuß der Einnahmen über die Aus— 
gaben mit der Maßgabe, daß unter die Ausgaben eine 3 ½ prozentige Verzinſung 
des Anlage- beziehungsweiſe Erwerbskapitals nach der amtlichen Statifti der im 

(Nr. 9629.) 
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Betriebe befindlichen Eifenbahnen zu übernehmen ift. Der ſich danach ergebende 
ſteuerpflichtige Geſammtbetrag iſt durch den zuſtändigen Miniſter alljqährlich end— 
gültig feſtzuſtellen und öffentlich bekannt zu machen. 


F. 46. 


Als Reineinkommen der Privateiſenbahnunternehmungen gilt der nach Vor⸗ 
ſchrift der Geſetze vom 30. Mai 1853 Geſetz-Samml. S. 449) und 16. März 
1867 Geſetz-Samml. S. 465) behufs Erhebung der Eiſenbahnabgabe für jede 
derſelben ermittelte (beziehungsweiſe zu ermittelnde) Ueberſchuß abzüglich der Eiſen⸗ 
bahnabgabe mit der Maßgabe, daß bei der Berechnung nach dem Geſetze vom 
16. März 1867 die zur Verzinſung und planmäßigen Tilgung der etwa gemachten 
Anleihen erforderlichen Beträge als Ausgabe mit in Anrechnung gebracht werden 
dürfen. Die ſich danach ergebenden ſteuerpflichtigen Beträge ſind von den mit 
der Aufſicht über die Privateiſenbahnunternehmungen betrauten Staatsbehörden 
alljährlich endgültig feſtzuſtellen und öffentlich bekannt zu machen. 

Auf Kleinbahnen (Geſetz vom 28. Juli 1892, Geſetz-Samml. S. 225) 
findet die vorſtehende Beſtimmung keine Anwendung. 


c. Vermeidung von Doppelbeſteuerung. 


$. 47. 


Die aden ch des gemeindeſteuerpflichtigen Einkommens aus dem Beſitze 
oder Bettiebe einer ſich über mehrere Preußiſche Gemeinden erſtreckenden Gewerbe⸗ 
oder Bergbauunternehmung erfolgt, ſofern nicht zwiſchen den betheiligten Gemeinden 
und dem Steuerpflichtigen ein anderweiter Maßſtab vereinbart ift, in der Weiſe, daß: 


a) bei Verſicherungs-, Bank- und Kreditgeſchäften derjenigen Gemeinde, in 
f welcher die Leitung des Gefammtbetriebes ftattfindet, der zehnte Theil 
des Geſammteinkommens vorab überwieſen, dagegen der Ueberreſt nach 
Verhältniß der in den einzelnen Gemeinden erzielten Bruttoeinnahme 
vertheilt, ; 
in den übrigen Fällen das Verhältniß der in den einzelnen Gemeinden 
erwachſenen Ausgaben an Gehältern und Löhnen, einſchließlich der 
Tantiemen des Verwaltungs- und Betriebsperſonals, zu Grunde gelegt 
wird. Bei Eiſenbahnen kommen jedoch die Gehälter, Tantiemen und 
Löhne desjenigen Perſonals, welches in der allgemeinen Verwaltung 
beſchäftigt iſt, nur mit der Hälfte, des in der Werkſtättenverwaltung 
und im Fahrdienſt beſchäftigten Perſonals nur mit zwei Dritttheilen 
ihrer Beträge zum Anſatz. 

Erſtreckt fich eine Betriebsſtätte, Station 2c., innerhalb deren Aus⸗ 
gaben an Gehältern und Löhnen erwachſen, über den Bezirk mehrerer 
Gemeinden, ſo hat die Vertheilung nach Lage der örtlichen Verhältniſſe 
unter Berückſichtigung des Flächenverhältniſſes und der den betheiligten 
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Gemeinden durch das Vorhandenſein der Betriebsſtätte, Station u. ſ. w. 
erwachſenen Kommunallaſten zu erfolgen. 

Bei den Staats- und für Rechnung des Staats verwalteten Eiſenbahnen 
wird bis zum 1. April 1896 ein Dritttheil des geſammten, nach F. 36 ſteuer⸗ 
pflichtigen Reineinkenpnens dieſer Bahnen denjenigen Gemeinden, welche vor dem 
1. April 1880 ſteuerberechtigt waren und dieſes Recht thatſächlich ausgeübt haben, 
zur Vertheilung nach Verhältniß der im Durchſchnitt der dem 1. April 1880 
vorangegangenen drei Steuerjahre zu den Gemeindeabgaben herangezogenen Rein- 
erträge vorab überwieſen. Der Ueberreft wird nach den vorſtehend unter b an- 
gegebenen Grundſätzen auf ſämmtliche nach $$. 33, 35 berechtigte Gemeinden 
vertheilt. Vom 1. April 1896 ab erfolgt die Vertheilung nach den Grundſätzen 
unter b bei allen ſteuerberechtigten Gemeinden. i 


$. 48. 


Die Ermittelung der Bruttoeinnahmen der Verſicherungs-, Bank- und 
Kreditgeſchäfte, ſowie der Ausgaben an Löhnen und Gehältern ($. 47) erfolgt 
in dreijährigem Durchſchnitt nach Einficht eines den ſteuerberechtigten Gemeinden 
von dem Unternehmer beziehungsweiſe Geſellſchaftsvorſtande jährlich mitzutheilenden 
Vertheilungsplanes. Derſelbe iſt bezüglich der Staatseiſenbahnen (§. 45) für 
jeden Direktionsbezirk beſonders aufzuſtellen. 


$. 49. 


Bei Veranlagung... | a enen in ihren 
Wohnſitzgemeinden iſt, unbeſchadet der Beſtimmungen des $. 3 „derjenige Theil 
des Geſammteinkommens, welcher in anderen Preußiſchen Gemeinden aus Grund- 
vermögen, Handels- oder gewerblichen Anlagen, einſchließlich der Bergwerke, aus 
Handels- und Gewerbebetrieb, einſchließlich des Bergbaues, ſowie aus der Be 
theiligung an dem Unternehmen einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (F. 33 
Nr. 2) gewonnen wird, außer Berechnung zu laſſen. Zu dieſem Behufe wird f 
das Geſammteinkommen des Steuerpflichtigen eingeſchätzt und der fo ermittelte f 
Steuerbetrag dem Verhältniß des außer Berechnung zu laſſenden Einkommens 7 
zu dem Geſammteinkommen entſprechend herabgeſetzt. $ 

Die Gemeinde, in welcher der Steuerpflichtige feinen Wohnſitz hat, ift jedoch, 
wenn das ſteuerpflichtige Einkommen weniger als ein Viertheil des Geſammt⸗ 
einkommens beträgt, berechtigt, durch Gemeindebeſchluß ein polles Viertheil des 
Geſammteinkommens unter endſprechender Verkürzun des einer oder mehreren 
Forenſalgemeinden zur Beſteuerung zufallenden Einkommens für ſich zur Be⸗ 
ſteuerung in Anſpruch zu nehmen. Steht dieſer Anſpruch mehreren Wohnfig- 
gemeinden zu, ſo iſt dier Bruchtheil nach Maßgabe des $. 50 zu vertheilen. 

$. 50. 

Bei der Einſchätzung von Perſonen mit mehrfachem Wohnſitz innerhalb 

des Preußiſchen Staatsgebiets in ihren Wohnſißgemeinden verbleibt derjenige Theil 
Geſetz⸗Samml. 1893. (Nr. 9629.) 33 
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des Einkommens, welcher aus Grundvermögen, Handels- oder gewerblichen An⸗ 
lagen, einſchließlich der Bergwerke, au Handel oder Gewerbe, einſchließlich des 
Bergbaues, ſowie aus der Betheiligung an dem Unternehmen einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung ($. 33 Nr. 2) fließt, der Belegenheits- beziehungsweiſe 
der Betriebsgemeinde. Beträgt jedoch dieſer Theil des Einkommens mehr als 
drei Viertheil des geſammten Einkommens des Steuerpflichtigen, ſo gelangt die 
Beſtimmung im §. 49 Abſatz 2 dieſes Geſetzes ſinngemäß zur Anwendung. 
1 Neuanziehende, welche in einer Gemeinde wegen ihres die Dauer von drei 
Monaten überſteigenden Aufenthalts zu den Gemeindeſteuern herangezogen werden 
G. 33 Abſatz 4), find inſoweit denjenigen gleichgeſtellt, welche in dieſer Gemeinde 
ihren Wohnſitz haben. 
{i Im Uebrigen dürfen Perſonen mit ah e Wohnſitz in jeder Preußiſchen 
Wohnſitzgemeinde nur von einem der Zahl derſelben BE enden j 
ihres Einkommens herangezogen werden. Zu dieſem Behufe wird der für da 
Geſammteinkommen berechnete Steuerſatz auf die Wohnſitzgemeinden nach der 
Zahl derſelben gleichmäßig vertheilt. Wohnſitzgemeinden, in welchen der Steuer- 
pflichtige ſich im Laufe des vorangegangenen Rechnungsjahres überhaupt nicht 
oder kürzere Zeit als drei Monate aufgehalten hat, werden hierbei nicht mitgezählt. 


$. 51. 


Iſt das der Staatseinkommenſteuer unterliegende Geſammteinkommen eines 
Steuerpflichtigen nach ſeinen Theilen in mehreren Preußiſchen Gemeinden ſteuer⸗ 
pflichtig, ſo darf das in dieſen Gemeinden ſteuerpflichtige Einkommen im Ganzen 

den Höchſtbetrag derjenigen Steuerſtufe nicht überſteigen, in welche der Steuer- 

pflichtige bei der Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer eingeſchätzt worden iſt. 
Zu diefem Behufe find die Theile des Einkommens, ſofern ſie auch nach erfolgter 
Richtigſtellung im Ganzen den Höchſtbetrag der Steuerſtufe überſteigen, verhältniß⸗ 
mäßig herabzuſetzen ($$. 71 bis 74). 

x Beſitzt der Steuerpflichtige in einer Gemeinde verſchiedene Quellen von 
Einkommen, ſo ſind dieſelben für die Beſteuerung in der Gemeinde als ein 
Ganzes zu erachten. 


$. 52. 


In den Fällen der $$. 47 bis 51 find behufs Ermittelung des gemeinde— 
ſteuerpflichtigen Einkommens die ſelbſtſtändigen Gutsbezirke den Gemeinden gleich 
zu achten. 


3. Verpſtichtung der Vetriebsgemeinden zur Teiſtung von Zuſchüſſen. 
§. 53. 


Wenn einer Gemeinde, welcher ein Beſteuerungsrecht nach F. 35 nicht gu ` 
ſteht, durch den in einer anderen Gemeinde ſtattfindenden Betrieb von Berg, 
Hütten⸗ oder Salzwerken, Fabriken oder Eiſenbahnen nachweisbar Mehrausgaben 


W 


für Zwecke des öffentlichen Volksſchulweſens oder der öffentlichen Armenpflege er- 
wachſen, welche im Verhältniſſe zu den ohne dieſe Betriebe für die erwähnten 
Zwecke nothwendigen Gemeindeausgaben einen erheblichen Umfang erreichen und 
eine Ueberbürdung der Steuerpflichtige herbeizuführen geeignet find, fo ift eine 
ſolche Gemeinde berechtigt, von der Betriebsgemeinde einen angemeſſenen Zuſchuß 
zu verlangen. Bei der Bemeſſung deſſelben find neben der Höhe der Mehr- 
ausgaben auch die nachweisbar der Gemeinde erwachſenden Vortheile zu berüd- 
ſichtigen. Die Zuſchüſſe der Betriebsgemeinde dürfen in keinem Falle mehr als 
die Hälfte der geſammten in der Betriebsgemeinde von den betreffenden Betrieben 
zu erhebenden direkten Gemeindeſteuern betragen. 

Liegt der Betrieb in einem Gutsbezirk, ſo richtet ſich der Anſpruch gegen 
den Gewerbetreibenden; der Zuſchuß darf in dieſem Falle den vollen Satz der 
ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuer nicht überſteigen. 

Ueber den Anſpruch beſchließt in den Fällen, in welchen keine Einigung 
der Betheiligten erfolgt, der Kreisausſchuß, ſoweit die Stadt Berlin oder andere 
Stadtgemeinden betheiligt ſind, der Bezirksausſchüß. Gegen den Beſchluß findet 
innerhalb zwei Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung un Verwaltungs- 
ſtreitverfahren ſtatt. 

Zutreffendenfalls kommen die Beſtimmungen des F. 58 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) 
dahin zur Anwendung, daß auch in den Fällen, in welchen die Stadt Berlin 
betheiligt iſt, der Miniſter des Innern den Bezirksausſchuß beſtimmt, welcher zu 
beſchließen hat. 

4. Vertheilung des Steuerbedarfs auf die verſchiedenen Steuerarten. 

$. 54. 

Die vom Staate veranlagten Realſteuern ſind in der Regel mindeſtens zu 
dem gleichen und höchſtens zu einem um die Hälfte höheren Prozentſatze zur 
Kommunalſteuer heranzuziehen, als Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer erhoben 
werden. 

So lange die Realſteuern 100 Prozent nicht überſteigen, iſt die Freilaſſung 
der Eintomenſteuer oder eine Heranziehung derſelben mit einem geringeren als 
dem im erſten Abſatze bezeichneten Prozentſatze zuläſſig. 

Werden mehr als 150 Prozent der ſtaatlich veranlagten Realſteuern er 
hoben Und iſt die Staatseinkommenſteuer mit 150 Prozent belaſtet, ſo können 
von dem Mehrbetrage für jedes Prozent der ſtaatlich veranlagten Realſteuern 
2 Prozent der Staatseinkommenſteuer erhoben werden. 

i Mehr als 200 Prozent der Realſteuern dürfen in der Regel nicht erhoben 
werden. 


6. 55. 


uſchläge über den vollen Satz der Staatseinkommenſteuer hinaus, ſowie 

ee von den im F. 54 enthaltenen Vorſchriften bedürfen der Ge⸗ 

nehmigung; die Abweichungen ſind nur aus beſonderen Gründen z * 
Cr. 9629.) 33% 


— 


—— 


— 
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In beiden Fällen iſt davon auszugehen, daß Aufwendungen der Gemeinde, 
welche in überwiegendem Maße dem Grundbeſitze und dem Gewerbebetriebe zum 
Vortheile gereichen, inſoweit in der Regel durch Realſteuern gedeckt werden ſollen, 
ſofern die Ausgleichung nicht nach $$. 4, 9, 10 oder 20 erfolgt. Zu ſolchen 
Aufwendungen gehören namentlich die Ausgaben für den Bau und die Unter⸗ 
haltung von Straßen und Wegen, für Ent- und Bewäſſerungsanlagen, ſowie 
für die Verzinſung und Tilgung der zu derartigen Zwecken aufgenommenen 
Schulden. 

$. 56. 

Zur Deckung des durch Realſteuern aufzubringenden Steuerbedarfs ſind 
die veranlagten Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuern in der Regel mit dem 
gleichen Prozentſatze heranzuziehen. 

Genießen jedoch, die Grund-(Haus-⸗) Beſitzer oder Gewerbetreibenden von 
Veranſtaltungen Per Gemeinde beſondere Vortheile oder verurſachen ſie der Ge— 
meinde beſondere Koſten, jo ift, ſofern die Ausgleichung nicht nach $$. 4, 9, 10 
oder 20 erfolgt, der durch die Realſteuern aufzubringende Steuerbedarf ($$. 54, 55) 
auf die Steuern vom Grund⸗(Haus⸗) Beſitz und Gewerbebetrieb, in Prozenten 
der veranlagten Realſteuern berechnet, anderweitig entſprechend unterzuvertheilen, 
jedoch mit der Maßgabe, daß Grund- und Gebäudeſteuer höchſtens doppelt ſo 
ſtark herangezogen werden, wie die Gewerbeſteuer und umgekehrt. 

Ausnahmen können aus beſonderen Gründen von den Miniſtern des Innern 
und der Finanzen zugelaſſen werden. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden ſinngemäße Anwendung auf die Heran⸗ 
ziehung der Grundſteuer im Verhältniß zur Gebäudeſteuer. 

Die Untervertheilung (Abſatz 2 und 4) bedarf der Genehmigung. 


§. 57. 

Bei der Vertheilung des Steuerbedarfs ($$. 54, 55, 56) ift das Muf- 
kommen beſonderer Gemeindeſteuern ($. 23 Abſatz 2, §§. 25, 29, 37) je nach 
ihrer Einrichtung und Beſchaffenheit auf denjenigen Theil des Steuerbedarfs zu 
verrechnen, welcher durch Prozente der entſprechenden, vom Staate veranlagten 
Steuer aufzubringen iſt. 

Miethsſteuern von gewerblich benutzten Räumen ſind auf die Gewerbeſteuer 
zu verrechnen. ) 

$. 58. 


Die Beſtimmungen der $$. 54, 56 und 57 finden auf die Betriebsſteuer 
und auf die Steuern von Bauplätzen (F. 27 Abſatz 2) keine Anwendung. Zus 
ſchläge zu der Betriebsſteuer, die 100 Prozent überſteigen, bedürfen der Ge— 
nehmigung. 

ö 5.59. 

Ueber die Vertheilung des Steuerbedarfs nach den vorſtehenden Beſtim— 

mungen ($$. 54 bis 57) hat die Gemeinde bis zum Ablaufe der erſten drei 


Monate des Rechnungsjahres Beſchluß zu faſſen. Kommt bis zu dieſem Zeit- 
punkte ein gültiger Beſchluß nicht zu Stande, ſo werden behufs Deckung des 
Steuerbedarfs — unbeſchadet der Vorſchrift im $. 96 Abſatz A — die Real 
ſteuern mit einem um die Hälfte höheren Prozentſatze als die Einkommenſteuer, 
unter ſich nach gleichen Prozentſätzen, herangezogen. Die Aufſichtsbehörde iſt 
jedoch befugt, die Deckung des Steuerbedarfs nach Maßgabe der SS. 54, 55 
Wige Arwen be Mafftab Beali fo lange Geltung | 
er hiernach zur Anwendung gelangende Maßftab behält fo lange Heltung, 
als nicht bis zum ya der erben drei SEE NER "edesmaligen Rechnung 
jahres ein gültiger Gemeindebeſchluß über die Vertheilung des Steuerbedarfs zu 


Stande gekommen iſt. 


5. Zeitliche Begrenzung der Steuerpflicht. 


$. 60. 


Soweit ſich die Gemeindeſteuern den Staatsſteuern anſchließen und etwas 
Anderes nicht beſtimmt ift, gelten für den Zeitpunkt des Beginnes und des Er- 
löſchens der Steuerpflicht die für die entſprechende Staatsſteuer beſtehenden Vor- 
ſchriften. 

Im Uebrigen gelten hinſichtlich der Dauer der Steuerpflicht folgende Be- 
ſtimmungen: 


1. Die Steuerpflicht beginnt: 

a) ſoweit ſie von der Begründung eines Wohnſitzes oder Sitzes 
in einer Gemeinde abhängt, mik dem erſten Tage des auf die 
Begründung des Wohnſitzes oder Sitzes folgenden Monats; 

b) ſoweit fie von dem Aufenthalte in einer Gemeinde abhängt, 

b mit dem erſten Tage des nach dem Ablaufe der maßgebenden 

Aufenthaltsfriſt ($. 33 Abſatz 4) beginnenden Monats; 

e) ſoweit ſie durch Grundvermögen, Betrieb von Handel oder 
Gewerbe, einſchließlich des Bergbaues, bedingt ift ($. 33 Nr. 2, 
$. 35), mit dem erſten Tage des auf den Erwerb des Grund- 
vermögens oder den Beginn des Betriebes folgenden Monats. 

Iſt in dem zu b bezeichneten Falle die Steuerpflicht in Folge des 

Ablaufs der Aufenthaltsfriſt oder der früheren Begründung eines Wohn- 

figeS eingetreten, fo muß die Steuer feit dem erſten Tage des nach 

erfolgter Aufenthaltsnahme begonnenen Monats nachentrichtet werden. 
2. Die Steuerpflicht erliſcht: ' 

a) durch den TuS” des Steuerpflichtigen mit dem Ablaufe des 
Monats, in welchem der Tod erfolgt ift; 

b) durch das Aufgeben des Wohnſitzes, Sitzes oder Aufenthalts 
mit dem Ablaufe des Monats, in welchem der Wohnſitz, Sit 

(Nr. 9629.) 
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oder Aufenthalt thatſächlich aufgegeben worden iſt, ſofern jedoch 
bis zu dieſem Zeitpunkte der Gemeindebehörde hiervon keine 
Anzeige erſtattet ift, erſt mit dem Ablaufe des folgenden Monats; 

c) durch die Veräußerung des Grundvermögens beziehungsweiſe 
die Einſtellung des die Steuerpflicht bedingenden Betriebes von 
Handel oder Gewerbe, einſchließlich des Bergbaues (. 33 
Nr. 2, $. 35), mit dem Ablaufe des Monats, in welchem die 
Veräußerung beziehungsweiſe die Einſtellung des Betriebes er— 
folgt iſt. 


6. Veranlagung und Erhebung. 


F. 61. 

Die Veranlagung erfolgt durch den Gemeindevorſtand oder einen beſonderen 
Steuerausſchuß der Gemeinde. 3 

Die Zuſammenſetzung und die Geſchäftsordnung der Steuerausſchüſſe ſind 
unter ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften der sg. 50 Abſatz 3 bis ein- 
ſchließlich 54 des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 durch Gemeinde- 
beſchluß zu beſtimmen. 

$. 62. 

Dem Gemeindevorftande (Steuerausſchuß) find von den zuſtändigen Staats- 
behörden diejenigen bei der Veranlagung oder Feſtſetzung der Staatsſteuern be- 
kannt gewordenen Beſteuerungsmerkmale, deren er für die Veranlagung bedarf, 
auf Erſuchen mitzutheilen. 

Zu dem gleichen Zwecke haben die Behörden anderer Gemeinden hinſichtlich 
der ihnen bekannten Beſteuerungsmerkmale dem Gemeindevorſtande (Steueraus- 
ſchuß) auf Erfordern Auskunft zu ertheilen. 


§. 63. 

Durch die Steuerordnung können die Rechte des Gemeindevorſtandes 
(Steuerausſchuſſes) und die Obliegenheiten der Steuerpflichtigen nach Maßgabe 
folgender Beſtimmungen geregelt werden. 

Der Gemeindevorftand (Steuerausſchuß) kann, ſoweit er nicht auf anderem 
Wege ($. 62) zur Kenntniß der für die Veranlagung maßgebenden Beſteuerungs— 
merkmale gelangt iſt, ermächtigt werden, von den Steuerpflichtigen hierüber 
binnen einer angemeſſenen Friſt Auskunft zu erfordern. Die Aufforderung muß 
in jedem einzelnen Falle durch eine beſondere, dem Steuerpflichtige zuzuſtellende 
Zuſchrift erfolgen. 

Die Verpflichtung zur Auskunftsertheilung erſtreckt ſich nur auf die Be⸗ 
antwortung der bei der Aufforderung geſtellten Fragen über beſtimmte That⸗ 
ſachen. Soweit es ſich um Schätzungen handelt, iſt der Steuerpflichtige eine 
Erklärung abzugeben berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


— 13 — 


Wird die Auskunftsertheilung beanſtandet, ſo ſind dem Steuerpflichtigen 
vor der Veranlagung die Gründe der Beanſtandung mit dem Anheimſtellen mit- 
zutheilen, hierüber binnen einer angemeſſenen Friſt eine weitere Erklärung 
abzugeben. 

Die im Vorſtehenden wegen der Steuerpflichtigen getroffenen Beſtimmungen 
finden auf Bevollmächtigte und geſetzliche Vertreter der Steuerpflichtigen finn- 
gemäße Anwendung. 

$. 64. 


Durch Steuerordnung kann beſtimmt werden, daß die Veranlagung be⸗ 
ſonderer Realſteuern für mehrere aufeinander folgende Rechnungsjahre zu erfolgen 
hat. Soweit eine Beſtimmung nicht getroffen iſt, geſchieht die Veranlagung für 
je ein Rechnungsjahr. 

$. 65. 


— 

Im Falle der Erhebung von Prozenten der vom Staate veranlagten Neal | 
ſteuern, ſowie von Zuſchlägen zur Staatseinkommenſteuer erfolgt die Bekannt⸗ 
machung der Steuern durch den | Wr onkerenn für diejenigen Steuerpflichtigen, 
bezüglich deren die ſtaatlich veranlagte Steuer die unveränderte Grundlage der 
Prozente oder Zuſchläge bildet, durch eine in ortsüblicher Weiſe zu bewirkende 
Veröffentlichung der zu erhebenden Prozentſätze, für andere Steuerpflichtige durch 
beſondere Mittheilung. 

Bei Erhebung beſonderer Gemeindeſteuern geſchieht die Bekanntmachung 
durch den Gemeindevorſtand für die im Gemeindebezirke wohnenden ſteuerpflichtigen 
phyſiſchen Perſonen mittelſt Auslegung der Hebeliſte während eines zweiwöchigen 
Zeitraumes in einem oder mehreren, in ortsüblicher Weiſe zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringenden Räumen des Gemeindebezirks, für die übrigen Steuerpflichtigen 
durch beſondere Mittheilung. 

Bei Zugängen im Laufe des Jahres bedarf es ſtets beſonderer Mittheilung. 

Durch Gemeindebeſchluß kann an Stelle der Bekanntmachung durch Aus⸗ 
legung eine beſondere Mittheilung an jeden einzelnen Pflichtigen angeordnet werden. 


$. 66. 

Nach erfolgter Bekanntmachung ($ 65) iſt die Steuer in den erſten 8 Tagen 
eines jeden Monats zu entrichten. An Stelle des Monats kann durch Gemeinde- 
beſchluß eine zwei- oder dreimonatliche Hebeperiode eingeführt werden. Auch 
können durch Gemeindebeſchluß beſtimmte Hebungstage feitgefegt werden. 

Wenn die zu erhebenden Prozentſätze der vom Staate veranlagten Real⸗ 
ſteuern oder die Zuſchläge zur Einkommenſteuer 50 vom Hundert nicht überſteigen, 
ſo kann durch Gemeindebeſchluß unter Feſtſetzung der Hebetermine die Hebung 
der Steuer in halbjährigen Beträgen oder auch im Betrage des ganzen Jahres 
angeordnet werden. 

Dem Pflichtigen ift ſtets die Vorausbezahlung mehrerer Raten bis zum 
ganzen Jahresbetrage geſtattet. 

(Nr. 9629.) 


* 


$. 67. 


Die Gemeinden können die von den Mitgliedern einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung gemäß $. 33 Nr. 2 und 3 zu entrichtende Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer von der Geſellſchaft einziehen. 


Vierter Titel. 
Naturaldienſte. 


F. 68. 
Die Steuerpflichtigen können durch Gemeindebeſchluß zu Naturaldienſten 


(Hand- und Spanndienſten) herangezogen werden. 

Spanndienſte ſind von den Grundbeſitzern nach dem Verhältniß der Anzahl 
der Zugthiere, welche die Bewirthſchaftung ihres im Gemeindebezirk belegenen 
Grundbeſitzes erfordert, Handdienſte von ſämmtlichen Steuerpflichtigen gleichheitlich 
zu leiſten. Ob und inwieweit hierbei den geſpannhaltenden Grundbeſitzern die 
ihnen obliegenden Spanndienſte auf das Maß der auf fie entfallenden Hand- 
dienſte anzurechnen ſind, beſtimmt ſich nach den hierüber getroffenen vertrags⸗ 
mäßigen oder ſtatutariſchen Feſtſetzungen oder dem Herkommen. Im Zweifels- 
falle wird vermuthet, daß die geſpannhaltenden Grundbeſitzer nur bei ſolchen 
Arbeiten, bei welchen zugleich Spanndienſte vorkommen, von den Handdienſten 
befreit ſind. Abweichungen von dieſen Beſtimmungen, insbeſondere die Heran⸗ 
ziehung von anderen geſpannhaltenden Steuerpflichtigen zu Spanndienſten, be⸗ 
dürfen der Genehmigung. 

Die Dienſte können mit Ausnahme von Nothfällen durch taugliche Stell- 
vertreter abgeleiſtet werden. 

Die Gemeinde kann geſtatten, daß an Stelle des Naturaldienſtes ein an⸗ 
gemeſſener Geldbeitrag geleiſtet wird. 8 

Die gemäß F. 38 dieſes Geſetzes von den Gemeindeabgaben ganz oder 
theilweiſe freigelaſſenen Steuerpflichtigen können nach Maßgabe der Beſtimmung 
des Abſatzes 2 zu Naturaldienſten herangezogen werden. 

Die in $$. 40, 41, 42 aufgeführten Perſonen find von Naturaldienſten, 
ſoweit dieſe nicht auf den ihnen gehörigen Grundſtücken laſten, befreit; untere 
Kirchendiener inſoweit, als ihnen dieſe Befreiung ſeither rechtsgültig zuſtand. 


Fuͤnfter Titel. 


Rechtsmittel. 


$. 69. 
Dem Abgabepflichtigen ſteht gegen die Heranziehung (Veranlagung) zu 
Gebühren, Beiträgen, Steuern und Naturaldienſten der Einſpruch zu. Das 


1 
Rechtsmittel iſt binnen einer Friſt von 4 Wochen bei dem Gemeindevorſtande 


einzulegen. 


Der Lauf der Friſt beginnt: 

1) ſoweit die Bekanntmachung durch Auslegung der Hebeliſten erfolgt iſt, 

| mit dem erſten Tage nach Ablauf der Auslegungsftift; 

2) ſoweit eine beſondere Mittheilung vorgeſchrieben iſt, mit dem erſten 

Tage nach erfolgter Mittheilung; 

3) in allen übrigen Fällen mit dem erſten Tage nach der Aufforderung 

zur Zahlung beziehungsweiſe Leiſtung. 

Einſprüche, welche ſich gegen den der Veranlagung zu Grunde liegenden 
Staatsſteuerſatz (FH. 26, 30, 36, 38) und bei beſonderen Gemeindeeinkommen— 
ſteuern (F. 37) gegen die Höhe des zur Staatseinkommenſteuer veranlagten Ein» 
kommens richten, ſind unzuläſſig. 

Vorſtehende Beſtimmungen finden ſinngemäße Anwendung auf Einſprüche 
wegen Heranziehung oder Veranlagung von Grundbeſitzern, Gewerbetreibenden und 
Einwohnern eines Gutsbezirkes zu den öffentlichen Laſten deſſelben. 


$. 70. 


Ueber den Einſpruch beſchließt der Gemeindevorſtand. 

Gegen den Beſchluß ſteht dem Pflichtigen binnen einer, mit dem erſten 
Tage nach erfolgter Zuſtellung beginnenden Friſt von zwei Wochen die Kla e 
im Verwaltungsſtreitverfahren offen. Zuſtändig in erſter Inſtanz ift für Land⸗ 
gemeinden (Gutsbezirke) der Kreisausſchuß, für Stadtgemeinden der Bezirksaus⸗ 
ſchuß. Der Gemeindevorſtand kann zur Wahrnehmung der Rechte der Gemeinde 
einen beſonderen Vertreter beſtellen. Gegen die Entſcheidung des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes bei Stadtgemeinden ift nur das Rechtsmittel der Reviſion zuläſſig. 


Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete | 


Verpflichtung zu den im F. 69 Abſatz 1 bezeichneten Laſten. 


7 


Ueber die Vertheilung gemeindeſteuerpflichtiger Einkommen auf eine Mehr— 
zahl ſteuerberechtigter (Wohnſitz⸗, Aufenthalts-, Belegenheits-, Betriebs-) Ge- 
meinden gemäß den Vorſchriften dieſes Geſetzes (GY. 47 bis 51 in Verbindung 
mit $$. 33 und 52) beſchließt auf Antrag des Steuerpflichtigen unter Zugrunde⸗ 
legung der Einſchätzung der einzelnen Gemeinden der Kreisausſchuß und, ſoweit 
die Stadt Berlin oder andere Stadtgemeinden in Betracht kommen, der Bezirks 
ausſchuß nach Anhörung ſämmtlicher Betheiligten. 

Der Antrag des Steuerpflichtigen, welcher binnen der Friſt von 4 Wochen, 
vom Tage der Bekanntmachung der Steuer (F. 65) ſeitens der zweiten oder einer 
weiteren eine Steuerforderung erhebenden Gemeinde ab gerechnet, zu ſtellen ift, 

Geſet⸗Samml. 1893. (Nr. 9629.) 34 
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tritt an die Stelle des Einfpruches gegen die Heranziehung (Veranlagung) zu den 
bezüglichen Steuern in jeder einzelnen der betheiligten Gemeinden (F. 69). 

Der Kreis- (Bezirks-) Ausſchuß hat nach verhandelter Sache den auf jede 
Gemeinde entfallenden Theil des ſteuerpflichtigen Einkommens und den von dem— 
ſelben zu entrichtenden Steuerbetrag feſtzuſetzen. 

Zutreffendenfalls kommen die Beſtimmungen des $. 58 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 dahin zur Anwendung, 
daß auch in den Fällen, in welchen die Stadt Berlin betheiligt iſt, der Miniſter 
des Innern den Bezirksausſchuß beſtimmt, welcher zu beſchließen hat. 


$. 72. 

Gegen den Beſchluß des Kreis- (Bezirks-) Ausſchuſſes findet binnen einer 
Friſt von 2 Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungs- 
ſtreitverfahren ſtatt. In den Fällen, in welchen der $. 58 a. a. O. zur An⸗ 
wendung kommt, ift für das Verwaltungsſtreitverfahren derjenige Kreis-(Bezirks— 
Ausſchuß zuſtändig, welcher in Anſehung des Beſchlußverfahrens für zuſtändig 
erklärt worden war. 

Der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreitverfahren 
ſteht ſowohl dem Steuerpflichtigen, als auch einer jeden Gemeinde zu, auf deren 
Steuerforderung ſich der Beſchluß erſtreckt, und richtet ſich gegen ſämmtliche Be⸗ 
theiligte, deren Theilverhältniß durch den von dem Kläger verfolgten Anſpruch 
berührt wird. 

§. 73. 

Wird während ſchwebenden Beſchluß- oder Verwaltungsſtreitverfahrens eine 
weitere Forderung auf Zahlung von Gemeindeſteuern in Anſehung des dem Ver⸗ 
fahren unterliegenden Einkommens erhoben, ſo hat der Steuerpflichtige binnen 
der Friſt von vier Wochen, vom Tage der Bekanntmachung der bezüglichen 
Steuerforderung ($. 65) ab gerechnet, deren Einbeziehung in das ſchwebende 
Verfahren bei derjenigen Behörde zu beantragen, bei welcher die Sache anhängig 
iſt. In dieſem Verfahren iſt alsdann gleichzeitig auch über die ſpäter erhobene 
Steuerforderung zu beſchließen oder zu entſcheiden. 


$. 74. 


Wird nach rechtskräftig entſchiedener Sache eine weitere Steuerforderung 
in Anſehung des Einkommens erhoben, welches den Gegenſtand des früheren 
Verfahrens gebildet hat, fo finden die vorſtehenden Beſtimmungen ($$. 71 bis 73) 
ſinngemäße Anwendung mit der Maßgabe, daß derjenige Kreis- (Bezirks ) Aus⸗ 
ſchuß, welcher in dem erſten Verfahren beſchloſſen und entſchieden hat, auch für 
das zweite Verfahren zuſtändig iſt, und daß das rechtskräftig feſtgeſetzte Antheils⸗ 
verhältniß der bei dem erſten Verfahren betheiligt geweſenen Gemeinden in dem 
zweiten Verfahren nicht mehr geändert, in dem letzteren vielmehr nur noch darüber 
beſchloſſen und entſchieden werden kann, welchen Betrag die früher aufgetretenen 


re en 


Steuergläubiger dem ſpäter aufgetretenen nach dem durch das rechtskräftige Urtheil 
für ſie feſtgeſetzten Antheilsverhältniſſe zu erſtatten haben. 


K 78. 


Durch Einſpruch und Klage wird die Verpflichtung zur Zahlung oder 


Leiſtung nicht aufgeſchoben. 
$. 76. 

Gegen die Feſtſtellung des Geſammtſteuerſatzes für einen Gewerbebetrieb, 
der ſich über mehrere Gemeinden erſtreckt und nicht zur Staatsgewerbeſteuer, 
aber gemäß F. 28 Nr. 2 bis 6 zur Gemeindegewerbeſteuer herangezogen wird 
(F. 32), finden dieſelben Rechtsmittel ſtatt, die im Falle der Veranlagung dieſes 
Betriebes zur Staatsgewerbeſteuer gegeben fein würden ($$. 35 bis 37 des Ge 
werbeſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891). 

Desgleichen finden auch in dieſem Falle hinſichtlich der Zerlegung des 
Steuerſatzes in die auf die einzelnen Betriebsorte entfallenden Theilbeträge die 
im F. 38 a. a. O. wegen der Rechtsmittel getroffenen Vorſchriften Anwendung. 


Sechster Titel. 
Aufſicht. 


$. 77. 


Für die Ertheilung der in dieſem Geſetze vorbehaltenen Genehmigungen 
iſt nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen bei Stadtgemeinden der Bezirks⸗ 
ausſchuß, bei Landgemeinden der Kreisausſchuß zuſtändig. 

u 1 5 den auf Beſchwerde ergehenden Beſchluß — bei Stadtgemeinden 
des Provinzialraths, bei Landgemeinden des Bezirksausſchuſſes — ſteht dem 
Vorſitzenden dieſer Behörde aus Gründen des öffentlichen Intereſſes die Einlegung 
der weiteren Beſchwerde an die Miniſter des Innern und der Finanzen zu. 
Hierbei finden die Beſtimmungen des F. 123 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 Anwendung. 


Die Genehmigung von Gemeindebeſchlüſſen, durch welche 


a) beſondere direkte oder indirekte Gemeindeſteuern neu eingeführt oder in | 


ihren Grundſätzen verändert, 
b) Abweichungen von den im $. 54 vorgeſchriebenen Vertheilungsregeln, 
c) Zuſchläge über den vollen Satz der Staatseinkommenſteuer hinaus 
(F. 55) angeordnet werden, 
bedarf der Zuſtimmung der Miniſter des Innern und der Finanzen. Den 
Miniſtern ift geſtattet, die Ertheilung der Zuſtimmung auf die ihnen unter 
geordneten Aufſichtsbehörden höherer Inſtanz zu übertragen. 
(Nr. 9629.) 34* 
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Die Ertheilung der Genehmigung kann auf eine von vornherein zu bes 
ſtimmende Friſt von einem oder mehreren Jahren beſchränkt werden. 


§. 78. 

Beſtehen bei dem Inkrafttreten des Geſetzes in einzelnen Gemeinden 
Ordnungen über die Aufbringung von Gebühren, Beiträgen, indirekten, direkten 
Steuern oder Dienſten, welche den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuwiderlaufen, 
oder werden derartige Gemeindebeſchlüſſe gefaßt, ſo iſt die Aufſichtsbehörde befugt, 
deren Abänderung oder Ergänzung unter Angabe der Gründe anzuordnen. 

Dieſelbe Befugniß ſteht der Aufſichtsbehörde zu, wenn die Abſtufungen des 
Grundbeſitzes, nach welchen die Steuer umgelegt wird (F. 25), wegen weſentlicher 
Veränderungen der Beſitzverhältniſſe zur Grundlage der Beſteuerung nicht mehr 
geeignet ſind und ein Antrag auf Abänderung oder Ergänzung von der Mehrheit 
der einer Abſtufung angehörigen Steuerpflichtigen geſtellt wird. 

Die Einführung neuer und die Erhöhung beſtehender indirekter Steuern 
darf nicht angeordnet werden. 

Gegen die Anordnung findet innerhalb vier Wochen nach Ablauf der in 
derſelben geſtellten Frit die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren, für Qand- 
gemeinden bei dem Bezirksausſchuſſe, für Stadtgemeinden bei dem Obewerwaltungs- 
gerichte ſtatt. 

Wird die Klage innerhalb dieſer Friſt nicht erhoben, fo ift die Aufſichts⸗ 
behörde befugt, die in Anſehung der Aufbringung der Gebühren, Beiträge, in- 
direkten, direkten Steuern oder Dienſte erforderliche Ordnung auf Grundlage 
der erlaſſenen Verfügung ſelbſt feſtzuſtellen. Das Gleiche gilt für den Fall der 
rechtskräftigen Abweiſung der Klage. Wird die Klage endgültig für begründet 
erkannt, ſo tritt die Anordnung außer Kraft. 

Sofern das öffentliche Intereſſe es erheiſcht, beſchließt im Falle der Er- 
hebung der Klage über die vorläufige Ordnung des Steuerweſens bis zur rechts— 
kräftigen Entſcheidung für Landgemeinden der Kreisausſchuß, für Stadtgemeinden 
der Bezirksausſchuß. 


Siebenter Titel. 
Strafen. 
8 

Wer in der Abſicht der Steuerhinterziehung an zuſtändiger Stelle auf die 
an ihn gerichteten Fragen oder bei der Begründung eines Einſpruchs unrichtige 
oder unvollſtändige Angaben macht, wird mit dem vier- bis zehnfachen Betrage 
der ſtattgehabten oder beabſichtigten Verkürzung, mindeſtens aber mit einer Geld— 
ſtrafe von einhundert Mark beſtraft. 
; Iſt eine unrichtige oder unvollſtändige Angabe, welche geeignet ift, eine Ber- 
kürzung der Steuer herbeizuführen, zwar wiſſentlich, aber nicht in der Abſicht der 
Steuerhinterziehung erfolgt, ſo tritt Geldſtrafe von drei bis einhundert Mark ein. 


— 19. — 


Straffrei bleibt, wer feine unrichtige oder unvollſtändige Angabe, bevor 
Anzeige erfolgt oder eine Unterſuchung eingeleitet iſt, an zuſtändiger Stelle be— 
richtigt oder ergänzt und die vorenthaltene Steuer in der ihm geſetzten Friſt 
entrichtet. 


$. 80. 


Der Gemeindevorſtand beziehungsweiſe die Mitglieder des Gemeindevorſtandes, 
die Mitglieder der Steuerausſchüſſe, ſowie die bei der Veranlagung betheiligten 
Gemeindebeamten werden, wenn fie die zu ihrer Kenntniß gelangten Erwerbs-, 
Vermögens- oder Einkommensverhältniſſe eines Steuerpflichtigen, insbeſondere 
auch den Inhalt einer Auskunftsertheilung (F. 63) oder der darüber gepflogenen 
Verhandlungen unbefugt offenbaren, mit Geldſtrafe bis zu eintauſendfünfhundert 
Mark oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten beſtraft. 

Die Verfolgung findet nur auf Antrag des Gemeindevorſtandes oder des 
Steuerpflichtigen beziehungsweiſe deſſen Vertreters ſtatt. Iſt das Vergehen von dem 
Gemeindevorſtande oder von Mitgliedern des Gemeindevorſtandes begangen, ſo 
iſt auch die Aufſichtsbehörde zur Stellung des Antrages berechtigt. 


F. 81. 


Die auf Grund der GY. 79 und 80 feſtgeſetzten, aber unbeitreiblichen Geld- 
ſtrafen find nach Maßgabe der für Uebertretungen geltenden Beſtimmungen 
der GY. 28 und 29 des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Reich in Haft um- 
zuwandeln. 

Die Unterſuchung und Entſcheidung in Betreff der im F. 79 bezeichneten 
ſtrafbaren Handlungen ſteht dem Gerichte zu, wenn nicht der Beſchuldigte die 
von dem Gemeindevorſtande vorläufig feſtgeſetzte Geldſtrafe nebſt den durch das 
Verfahren gegen ihn entſtandenen Koſten binnen einer ihm bekannt gemachten 
Friſt freiwillig an die Gemeindekaſſe zahlt. 

Hat der Beſchuldigte in Preußen keinen Wohnſitz, fo erfolgt das Ein⸗ 
ſchreiten des Gerichts ohne vorläufige Feſtſetzung der Strafe durch den Gemeinde— 
vorſtand. Daſſelbe findet ftatt, wenn der Gemeindevorſtand aus ſonſtigen Gründen 
von der vorläufigen Feſtſetzung der Strafe Abſtand zu nehmen erklärt oder der 
Angeſchuldigte hierauf verzichtet. 

Bei Zuwiderhandlungen wegen der Verpflichtung zur Geheimhaltung G. 80) 
findet nur das gerichtliche Strafverfahren ſtatt. 


$. 82, 

In den Steuerordnungen können Strafen gegen Zuwiderhandlungen bis 
zur Höhe von dreißig Mark angedroht werden. 

Die Strafen ſind durch den Gemeindevorſtand feſtzuſetzen und nach ein— 
getretener Rechtskraft (§. 459 der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877, 
Reichs⸗Geſetzbl. S. 253) im Verwaltungszwangsverfahren beizutreiben. 

(Nr. 9629.) 
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Achter Titel. 
Nachforderungen und Verjährungen. 


$. 83. 


Die Einziehung hinterzogener direkter Steuern ($. 79) zur Gemeindekaſſe 
erfolgt neben und unabhängig von der Strafe. 

Die Verbindlichkeit zur Nachzahlung der Steuer verjährt in zehn Jahren 
und geht auf die Erben, jedoch für dieſe mit einer Verjährungsfriſt von fünf 
Jahren und nur auf Höhe ihres Erbantheils, über. Die Verjährung beginnt 
mit Ablauf des Rechnungsjahres, in welchem die Hinterziehung begangen wurde. 

Die Feſtſetzung der Nachſteuer ſteht dem Gemeindevorſtande zu, gegen 
deffen Beſchluß nach Maßgabe der GE 69, 70 der Einſpruch und die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren zuläſſig ſind. 


$. 84. 


Steuerpflichtige, welche entgegen den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder der 
auf Grund deſſelben erlaſſenen Steuerordnungen bei der Veranlagung direkter 
Gemeindeſteuern übergangen oder ſteuerfrei geblieben ſind, ohne daß eine ſtrafbare 
Hinterziehung der Steuer ſtattgefunden hat ($$. 79, 83), find zur Entrichtung 
des der Gemeindekaſſe entzogenen Betrages verpflichtet. Die Verpflichtung erſtreckt 
fich auf die drei Rechnungsjahre zurück, welche dem Rechnungsjahre, in dem die 
Verkürzung feſtgeſtellt worden, vorausgegangen ſind. 

Die Verpflichtung zur Zahlung der Nachſteuer geht auf die Erben, jedoch 
nur bis zur Höhe ihres Erbantheils über. 

Die Veranlagung der Nachſteuer erfolgt einheitlich für den ganzen Beit- 
raum, auf welchen ſich die Verpflichtung erſtreckt, nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes oder der maßgebenden Steuerordnungen. 


6. 85. 


Iſt nach den Beſtimmungen der GE. 67, 80 des Einkommenſteuergeſetzes 
vom 24. Juni 1891 eine Nachſteuer für den Staat feſtgeſetzt, ſo haben die zur 
Entrichtung der Nachſteuer Verpflichteten gemäß den hierfür geltenden Vorſchriften 
die entſprechenden Zuſchläge an die Gemeinde nachzuzahlen. . 

Die Feſtſetzung der nachträglich zu entrichtenden Zuſchläge geſchieht durch 
den Gemeindevorſtand einheitlich für den ganzen Zeitraum, auf welchen ſich die 
Verpflichtung erſtreckt, nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes oder der maßgebenden 
Steuerordnungen. 


$. 86. 


Hat in Folge der Einlegung von Rechtsmitteln oder einer anderweiten 
Veranlagung (F. 57 des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891) eine Er⸗ 


N 38T = 


höhung der urſprünglich vom Staate veranlagten Steuer ftattgefunden ($. 30 
Abſatz 2, F. 36 Abſatz 3), jo kann die hieraus entſpringende Nachforderung der 
Gemeinde nur innerhalb der Friſt von einem Jahre, welche mit dem Tage der 
ergangenen endgültigen Entſcheidung über die Erhöhung der Steuer beginnt, 
erhoben werden. 


ae a 
Die Berechtigung der Gemeinden zur Nachforderung anderer Gemeinde- 


abgaben als direkter Steuern beſchränkt ſich ohne Unterſcheidung, ob die Abgabe 
gar nicht oder mit einem zu geringen Betrage erhoben worden iſt, 


1) bei Verbrauchsabgaben auf die Friſt eines Jahres, vom Tage des 
Eintrittes der Zahlungsverpflichtung an gerechnet, 
2) bei ſonſtigen indirekten Steuern, Gebühren und Beiträgen ($$. 4 bis 
11), ſowie bei Koſten auf die Friſt von drei Jahren ſeit dem Ablaufe 
desjenigen Jahres, in welchem die Forderung entſtanden iſt. 
Die Nachforderung von Naturaldienſten iſt, ſofern die Nachleiſtung nach 
den Zwecken der zu leiſtenden Dienſte überhaupt noch möglich iſt, auf die Dauer 
des laufenden Rechnungsjahres beſchränkt. 


$. 88. 


Zur Hebung geſtellte Gemeindeabgaben und Koſten, welche im Rückſtande 
verblieben oder befriſtet ſind, verjähren in 4 Jahren, von dem Ablaufe des Jahres 
an gerechnet, in welches der Zahlungstermin fällt. 

Die Verjährung wird durch eine an den Pflichtigen erlaſſene Zahlungs- 
aufforderung, durch Verfügung der Zwangsvollſtreckung und durch Stundung 
unterbrochen. 

Nach Ablauf des Jahres, in welchem die letze Aufforderung zugeftellt, die 
Zwangsvollſtreckung verfügt oder die bewilligte Friſt abgelaufen iſt, beginnt eine 
neue vierjährige Verjährungsfriſt. 


Neunter Titel. 
Koſten und Zwangsvollſtreckung. 


$. 89. 

Die Koſten der Veranlagung und Erhebung der Abgaben fallen, inſoweit 
hierüber nicht durch $. 14 des Geſetzes wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern 
anderweitige Beſtimmung getroffen iſt, der Gemeindekaſſe zur Laſt. Jedoch ſind 
diejenigen Koſten, welche durch die gelegentlich eines Einſpruches erfolgenden 
Ermittelungen veranlaßt werden, von dem Abgabepflichtigen zu erſtatten, wenn 
ſich feine Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig erweiſen. Die Feſtſetzung 
dieſer Koſten kann nur in der Entſcheidung über den Einſpruch erfolgen. 

(Nr. 9029.) 
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F. 90. 


Gebühren, Beiträge, Steuern und Koſten, ſowie die nach einem von der 
Aufſichtsbehörde feſtgeſtellten Tarife erhobenen Vergütungen (Kurtaxen u. ſ. w.) 
unterliegen der Beitreibung im Verwaltungszwangsverfahren nach Maßgabe der 
Verordnung vom 7. September 1879 Geſetz-Samml. S. 591). 

Sind Naturaldienſte zu leiſten, ſo iſt der Gemeindevorſtand bei Säumniß 
der Pflichtigen befugt, die Dienſte durch Dritte leiſten und die entſtehenden Koſten 
von den Erſteren im Verwaltungszwangsverfahren beitreiben zu laſſen. 

1592 
< \ ht 8 Theil ll. Kreis- und Vrovinzialſteuern. 


hu 
$. 91. 

Die beſtehenden Vorſchriften über die Aufbringung der Kreis- und Provinzial- 

ſteuern bleiben mit folgenden Maßgaben unberührt: 

1) Wie den Städten, bleibt auch den Landgemeinden die Beſchlußfaſſung 
darüber vorbehalten, in welcher Weiſe ihre Antheile an den Kreisſteuern 
aufgebracht werden ſollen. 

2) Bei der Vertheilung der Kreisſteuern ſind die Grund-, Gebäude- und 
die Gewerbeſteuer der Klaſſen I und II in der Regel mit dem gleichen 
Betrage desjenigen Prozentſatzes heranzuziehen, mit welchem die Staats⸗ 
einkommenſteuer belaſtet wird. 

. Mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes kann der Betrag, mit 
welchem die Realſteuern heranzuziehen find, bis auf das Anderthalb— 
fache jenes Prozentſatzes erhöht oder bis auf die Hälfte deſſelben herab⸗ 
geſetzt werden. 

Die zur Ausführung der vorſtehenden Beſtimmungen erforderlichen 
Beſchlüſſe der Kreistage und Bezirksausſchüſſe können bereits innerhalb 
eines Jahres vor dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes gefaßt 
werden. Mit dem bezeichneten Zeitpunkte treten Maßſtäbe für die 
Vertheilung der Kreisabgaben, welche den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
nicht entſprechen oder die darnach erforderliche Genehmigung nicht er- 
halten haben, außer Kraft. 

3) Die Mehr- oder Minderbelaſtung einzelner Kreistheile mit Kreisſteuern 
und einzelner Kreiſe mit Provinzialſteuern darf auch nach einem anderen 
Maßſtabe, als nach Quoten der Kreisſteuern beziehungsweiſe der direkten 
Staatsſteuern erfolgen. 

4) Inſoweit juriſtiſche Perſonen, Geſellſchaften u. ſ. w. zur Entrichtung 
der in Kreiſen oder Provinzen vom Einkommen zu erhebenden Steuern 
verpflichtet ſind oder phyſiſche Perſonen in verſchiedenen Kreiſen beziehungs— 
weiſe Provinzen ſolchen Steuern unterliegen, kommen bei Veranlagung 


der Pflichtigen die die Gemeindeeinkommenſteuer betreffenden Vorſchriften 
dieſes Geſetzes ſinnentſprechend zur Anwendung. 

Die auf Grund der Einlegung von Rechtsmitteln erfolgte Erhöhung oder 
Ermäßigung der der Vertheilung von Kreis- und Provinzialſteuern zu Grunde 
gelegten Staatsſteuerſätze zieht die entſprechende Abänderung der Veranlagung zu 
den Kreis- beziehungsweiſe Provinzialſteuern nach ſich. 


$ 92. 

Die Vorſchriften der $$. 51, 71 bis 74 finden bei der Kreis- und Provinzial⸗ 

beſteuerung mit nachſtehenden Maßgaben ſinnentſprechende Anwendung: 

1) Ueber die Vertheilung des dem Beſteuerungsrechte mehrerer Kreiſe 
(Stadt- oder Landkreiſe) unterliegenden Einkommens beſchließt der 
Bezirksausſchuß. 

An Stelle der Friſt von 4 Wochen tritt eine ſolche von 2 Monaten. 

2) Ueber die Vertheilung des dem Beſteuerungsrechte mehrerer Provinzen 
unterliegenden Einkommens beſchließt — auch wenn die Stadt Berlin 
mit in Betracht kommt — derjenige Provinzialrath, welchen der Miniſter 
des Innern beſtimmt. 

Gegen den Beſchluß findet binnen 2 Wochen die Klage bei dem 
Oberverwaltungsgericht ſtatt. 


$. 93. 

Die Kreiſe ſind befugt, das Halten von Hunden zu beſteuern. Die Steuer 
darf jährlich 5 Mark für den Hund nicht überſteigen. Sie iſt durch Steuer⸗ 
ordnung zu regeln. Die Steuerordnung bedarf der Genehmigung des Bezirks— 
ausſchuſſes. 

Die Erhebung einer Hundeſteuer ſeitens der Kreiſe berührt das Recht der 
Gemeinden zur Beſteuerung der Hunde nicht ($ 16). 


Schluß⸗, Ausführungs- und Uebergangsbeſtimmungen. 
$. 94. 

Alle in dem gegenwärtigen Geſetze vorgeſchriebenen Friſten find Ausſchluß⸗ 
friſten. Die Friſten beginnen, ſoweit in dieſem Geſetze nichts Anderes beſtimmt 
iſt, mit der Zuſtellung des Beſchluſſes oder der ſonſtigen Anordnung. Der Tag 
der Zuſtellung wird nicht mitgerechnet. Im Uebrigen ſind für den Beginn und 
die Berechnung der Friſten die bürgerlichen Prozeßgeſetze maßgebend. 


8. 95. 
Das Rechnungsjahr für den Gemeindehaushalt beginnt mit dem 1. April 
und ſchließt mit dem 31. März. 
Der Beſchlußfaſſung der Gemeindebehörden bleibt überlaſſen, an Stelle des 
Rechnungsjahres eine Periode von zwei oder drei Rechnungsjahren treten zu laſſen. 
Gejep-Samml. 1893. (Nr. 9629.) 35 
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$. 96. 

Das gegenwärtige Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Geſetze wegen Aufhebung 
direkter Staatsſteuern in Kraft. 

Die Gemeinden ſind verpflichtet, die Ordnungen (Obſervanzen, Statuten, 
Regulative, Gemeindebeſchlüſſe u. ſ. w.) über die Aufbringung von Gebühren, 
Beiträgen, indirekten und direkten Steuern oder Dienſten mit den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes in Uebereinſtimmung zu bringen. 

Zu dieſem Behufe können die zur Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes 
erforderlichen Gemeindebeſchlüſſe bereits innerhalb eines Jahres vor dem Inkraft⸗ 
treten deſſelben im Voraus gefaßt und die dadurch bedingten Anordnungen und 
Entſcheidungen der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden nach Maf- 
gabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes getroffen werden. 

Ordnungen, welche bis zum Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes in 
Geltung geweſen find, bleiben — unbeſchadet der Beſtimmungen im $. 23 Abſatz 4 
und F. 37 Abſatz 2 — bis zur Abänderung durch rechtsgültigen Gemeindebeſchluß 
oder Anordnung der Aufſichtsbehörde ($. 78) beftehen. 

Mit dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Geſetzes treten alle demſelben 
entgegenſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen außer Kraft. 

Wo in den Geſetzen auf dieſe Beſtimmungen Bezug genommen iſt, kommen 
diejenigen des gegenwärtigen Geſetzes ſinnentſprechend zur Anwendung. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften wegen Erhebung von Bürgerrechtsgeldern, 
Einkaufsgeldern und gleichartigen Abgaben. 


io. 
Der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter ſind mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 14. Juli 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 
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